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24. Jahrgang	 Donnerstag, 21. Mai 2020	 Nr. 21/2020

Siebente Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz 
(7. CoBeLVO) 

Vom 15. Mai 2020 
 
 

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 des 

Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 1 Nr. 

1 der Landesverordnung zur Durchführung des Infektionsschutzgesetzes vom 10. 

März 2010 (GVBl. S. 55), zuletzt geändert durch § 7 des Gesetzes vom 15. Oktober 

2012 (GVBl. S. 341), BS 2126-10, wird verordnet: 

 

 

 

Teil 1 
Schließung von Einrichtungen, Durchführung von Veranstaltungen, 
Ansammlung von Personen und Aufenthalt im öffentlichen Raum 

 

§ 1 

 

(1) Es sind geschlossen: 

1. Clubs, Diskotheken, Shisha-Bars und ähnliche Einrichtungen, 

2. Theater, Opernhäuser, Konzerthäuser und ähnliche Einrichtungen, 

3. Messen, Kinos, Freizeitparks und Angebote von Freizeitaktivitäten (Innen- und 

Außenbereich), Spezialmärkte, Spielhallen, Spielbanken und ähnliche 

Einrichtungen, ausgenommen Autokinos, 

4. Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen, 

5. der Sportbetrieb in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen, die nicht im 

Freien sind, sowie Schwimm- und Spaßbäder, Fitnessstudios, Saunen, Thermen, 

Wellnessanlagen, Badeseen und ähnliche Einrichtungen. 

(2) Die Öffnung folgender Einrichtungen ist unter Beachtung und Einhaltung der in Satz 

2 genannten Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen zulässig: 

1. Einzelhandelsbetriebe, 

2. Verkaufsstände auf Wochenmärkten, 
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3. Apotheken, Sanitätshäuser, 

4. Tankstellen, Kraftfahrzeug- und Lastkraftwagenhandel einschließlich des 

einschlägigen Ersatzteilhandels, Fahrradhandel, Autowaschanlagen, 

5. Banken und Sparkassen, Poststellen, 

6. Reinigungen, Waschsalons, 

7. Buchhandlungen, Büchereien, Zeitungs- und Zeitschriftenverkauf, 

Wettvermittlungsstellen, Bibliotheken und Archive, 

8. Bau-, Gartenbau- und Tierbedarfsmärkte, 

9. Großhandel, 

10. Museen, Ausstellungen, Galerien und ähnliche Einrichtungen, 

11. Gedenkstätten, 

12. Bau- und Kulturdenkmäler, 

13. Internetcafés. 

Eine Öffnung der in Satz 1 genannten Einrichtungen ist nur zulässig, wenn 

1. der Betreiber die gebotenen Hygienemaßnahmen (beispielsweise Bereitstellung 

von Desinfektionsmittel, Trennvorrichtungen für Kassenpersonal) einhält; 

2. der Betreiber durch Steuerung des Zutritts (beispielsweise durch 

Einlasskontrollen) Ansammlungen von Personen vor oder in den Einrichtungen 

vermeidet und sicherstellt, dass sich in einer Einrichtung 

a) mit einer Verkaufs- oder Besucherfläche von bis zu 800 qm insgesamt 

höchstens eine Person pro 10 qm Verkaufs- oder Besucherfläche, 

b) mit einer Verkaufs- oder Besucherfläche ab 801 qm insgesamt auf einer 

Fläche von 800 qm höchstens eine Person pro 10 qm Verkaufs- oder 

Besucherfläche und auf der 800 qm übersteigenden Fläche höchstens eine 

Person pro 20 qm Verkaufs- oder Besucherfläche 

befindet; 

3. der Betreiber durch geeignete Maßnahmen sicherstellt, dass grundsätzlich der 

Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen Personen eingehalten werden kann; 

dies gilt nicht für Personen, die aufgrund einer Sehbehinderung nicht dazu in der 

Lage sind, diesen einzuhalten; und 

4. die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtungen sowie Kundinnen und 

Kunden und Besucherinnen und Besucher eine Mund-Nasen-Bedeckung tragen. 

Die Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen nach Satz 2 Nr. 3 und 4 gelten auch für 

Wartesituationen zum Betreten der Einrichtungen, selbst wenn dies außerhalb der 
jeweiligen Einrichtung stattfindet. Abweichend von Satz 2 Nr. 4 gilt die Verpflichtung 

zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht für folgende Personen: 

1. Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres, 

2. Personen, denen das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung wegen einer 

Behinderung oder aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder unzumutbar 

ist; dies ist durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, 

3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtungen, wenn anderweitige geeignete 

Schutzmaßnahmen, insbesondere Trennvorrichtungen, getroffen werden oder 

sich keine Kundinnen und Kunden oder Besucherinnen und Besucher auf den 

Verkaufs- oder Besucherflächen aufhalten. 

Für Wettvermittlungsstellen gilt ergänzend zu Satz 2, dass diese nur kurzzeitig zur 

Wettabgabe betreten werden dürfen; der Betreiber stellt durch geeignete Maßnahmen 

sicher, dass ein darüber hinausgehendes Verweilen unterbleibt. 

(3) Dienstleister und Handwerker sind befugt, ihre Tätigkeit weiterhin auszuüben, 

sofern die Einhaltung der erforderlichen Schutzmaßnahmen gewährleistet ist; der 

Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen Personen ist einzuhalten, wenn die Art der 

Dienstleistung dies zulässt. Kann der Mindestabstand zwischen Personen im Einzelfall 

wegen der Art der Dienstleistung nicht eingehalten werden, insbesondere bei 

Dienstleistungen im Bereich der Körperpflege oder bei der Anlieferung, Aushändigung 

oder Überbringung von Waren, gilt Absatz 2 Satz 2 Nr. 4 und Satz 3 und 4 

entsprechend, wenn die Art der Dienstleistung dies zulässt. Dienstleistungen im 

Bereich der Körperpflege, insbesondere in Friseursalons, Fußpflegeeinrichtungen, 

Nagelstudios, Kosmetiksalons, Massagesalons, Tattoostudios, Piercingstudios und 

ähnlichen Einrichtungen, dürfen nur nach vorheriger Terminvergabe erbracht werden. 

(4) Alle Einrichtungen des Gesundheitswesens bleiben unter Beachtung der 

notwendigen hygienischen Anforderungen geöffnet. Patientinnen und Patienten haben 

in Einrichtungen des Gesundheitswesens in Wartesituationen gemeinsam mit anderen 

Personen eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen; Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt 

entsprechend.  

(5) Zoologische Gärten, Tierparks, Botanische Gärten und ähnliche Einrichtungen mit 

einem weitläufigen parkähnlichen Charakter im Freien sind für den Außenbereich 

geöffnet, sofern die gebotenen Hygieneanforderungen eingehalten sind und eine 

strenge Zutrittskontrolle, beispielsweise durch Vorverkauf eines begrenzten 

Kartenkontingents, erfolgt. § 5 Abs. 1 bis 3 bleibt unberührt.   

(6) Der Trainingsbetrieb im Breiten- und Freizeitsport und im nicht von Absatz 7 

erfassten Leistungssport ist im Freien zulässig. Zu diesem Zweck ist die Nutzung von 

Einrichtungen und Anlagen im Freien mit Ausnahme von Schwimm- und Spaßbädern 

gestattet, soweit die gebotenen Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen eingehalten 

werden und der Träger der Einrichtung oder Anlage einer Öffnung ausdrücklich 

zugestimmt hat. Absatz 7 Satz 3 Nr. 1 bis 3 gilt entsprechend. § 5 Abs. 1 Satz 1 und 

Abs. 2 Satz 1 ist nicht anwendbar. 

(7) Der Betrieb öffentlicher und privater Sportanlagen sowie Sportstätten im Sinne des 

Absatzes 1 Satz 1 Nr. 5 zu Trainingszwecken des Spitzen- und Profisports ist zulässig. 

Spitzen- und Profisport im Sinne des Satzes 1 betreiben:  

1. olympische und paralympische Bundeskaderathletinnen und 

Bundeskaderathleten (Olympiakader, Perspektivkader, Nachwuchskader 1), die 

an Bundesstützpunkten, anerkannten Landesleistungszentren und 

Landesstützpunkten trainieren, 

2. Profimannschaften der 1. und 2. Bundesligen aller Sportarten mit Ausnahme der 

1. und 2. Fußballbundesliga der Herren, 

3. wirtschaftlich selbstständige, vereins- oder verbandsungebundene 

Profisportlerinnen und Profisportler ohne Bundeskaderstatus. 

Zur Reduktion des Übertragungsrisikos des Coronavirus SARS-CoV-2 ist zwingend zu 

beachten, dass 

1. Trainingseinheiten nur ohne Zuschauer stattfinden dürfen;  

2. während der gesamten Trainingszeit das Einhalten eines Abstands von mehr als 

1,5 Metern zwischen sämtlichen anwesenden Personen, insbesondere zwischen 

Spielerinnen und Spielern, Sportlerinnen und Sportlern sowie Betreuerinnen und 

Betreuern, zu gewährleisten ist; ein Training von Spiel- und 

Wettkampfsituationen, in denen ein direkter Kontakt erforderlich oder möglich ist, 

ist untersagt; 

3. besondere Hygieneanforderungen beachtet und eingehalten werden, 

insbesondere im Hinblick auf Desinfektion von benutzten Sport- und 

Trainingsgeräten;  

4. die Benutzung von Nassräumen und Umkleidekabinen nur einzeln erfolgt; 

5. Kontakte außerhalb der Trainingszeiten auf ein Minimum beschränkt werden; 

dabei ist die Einhaltung eines Mindestabstands von mindestens 1,5 Metern zu 

gewährleisten; falls Räumlichkeiten die Einhaltung dieses Mindestabstands nicht 

zulassen, sind sie zeitlich versetzt zu betreten und zu verlassen. 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 ist nicht anwendbar. 

(8) Mannschaften der 1. und 2. Fußballbundesliga der Herren wird der Trainings-, 

Wettkampf- und Spielbetrieb abweichend von den übrigen Bestimmungen dieser 

Verordnung gestattet. Dies gilt nur, wenn die organisatorischen, medizinischen und 

hygienischen Vorgaben des von der Task Force „Sportmedizin/ Sonderspielbetrieb im 

Profifußball" der DFL Deutsche Fußballliga GmbH erstellten Konzepts (Version 2 vom 

1. Mai 2020), das auf deren Internetseite veröffentlicht ist, für Trainings- und 

Spielbetrieb umgesetzt werden. 

 

§ 2 

(1) Die Öffnung folgender Einrichtungen ist unter Beachtung und Einhaltung der in Satz 

2 genannten Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen zulässig: 

1. Hotels, Hotels garnis, Pensionen, Gasthöfe, Gästehäuser und ähnliche 

Einrichtungen, 

2. Ferienhäuser, Ferienwohnungen, Privatquartiere und ähnliche Einrichtungen, 

3. Jugendherbergen, Erholungs-, Ferien- und Schulungsheime, Ferienzentren und 

ähnliche Einrichtungen, 

4. Campingplätze, Reisemobilplätze, Wohnmobilstellplätze und ähnliche 

Einrichtungen, soweit die genutzten Camping-Einheiten, Wohnmobile und 

ähnliche Einrichtungen über eigene sanitäre Einrichtungen verfügen. 

Eine Öffnung der in Satz 1 genannten Einrichtungen ist nur unter Beachtung und 

Einhaltung folgender Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen zulässig: 

1. Die gebotenen Hygienemaßnahmen sind einzuhalten; dies gilt insbesondere für 

die Zimmerreinigung und für Gegenstände, die von Gast zu Gast weitergegeben 

oder bestimmungsgemäß nacheinander genutzt werden sowie für die 

Bereitstellung von Desinfektionsmittel. 

2. Es besteht eine Reservierungs- oder Anmeldepflicht unter Angabe der 

Kontaktdaten (Name, Vorname, Anschrift, Telefonnummer) sämtlicher Gäste. 

Die Kontaktdaten sind von dem Betreiber der Einrichtung für eine Frist von einem 

Monat beginnend mit dem Tag des Besuches der Gäste in der Einrichtung 

aufzubewahren; nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Daten unverzüglich 

irreversibel zu löschen. Das zuständige Gesundheitsamt kann, soweit dies zur 
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(2) Die Öffnung folgender Einrichtungen ist unter Beachtung und Einhaltung der in Satz 

2 genannten Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen zulässig: 

1. Restaurants, Speisegaststätten, Mensen, Cafés und ähnliche Einrichtungen 

(jeweils Innen- und Außengastronomie), 

2. Eisdielen, Eiscafés und ähnliche Einrichtungen (jeweils Innen- und 

Außengastronomie), 

3. Vinotheken, Probierstuben und ähnliche Einrichtungen. 

Eine Öffnung der in Satz 1 genannten Einrichtungen ist nur unter Beachtung und 

Einhaltung folgender Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen zulässig: 

1. Die gebotenen Hygienemaßnahmen, insbesondere Bereitstellung von 

Desinfektionsmittel und regelmäßige Desinfektion von Stühlen und Tischen, sind 

einzuhalten. 

2. Es besteht eine Reservierungs- oder Anmeldepflicht unter Angabe der 

Kontaktdaten (Name, Vorname, Anschrift, Telefonnummer) sämtlicher Gäste. 

Die Kontaktdaten sind von dem Betreiber der Einrichtung für eine Frist von einem 

Monat beginnend mit dem Tag des Besuches der Gäste in der Einrichtung 

aufzubewahren; nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Daten unverzüglich 

irreversibel zu löschen. Das zuständige Gesundheitsamt kann, soweit dies zur 

Erfüllung seiner nach den Bestimmungen des Infektionsschutzgesetzes und 

dieser Verordnung obliegenden Aufgaben erforderlich ist, Auskunft über die 

Kontaktdaten der Gäste verlangen; die Daten sind unverzüglich von dem 

Betreiber der Einrichtung zu übermitteln. Eine Verarbeitung der Daten zu 

anderen Zwecken ist nicht zulässig. An das zuständige Gesundheitsamt 

übermittelte Daten sind von diesem unverzüglich irreversibel zu löschen, sobald 

die Daten für die Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt werden. Der die 

Reservierung vornehmende Gast ist bei Annahme der Reservierung auf das 

Vorgehen nach Satz 2 bis 5 hinzuweisen. 

3. Durch Steuerung des Zutritts (beispielsweise durch Einlasskontrollen) sind 

Ansammlungen von Personen vor oder in den Einrichtungen zu vermeiden. In 

der Außengastronomie ist dies durch geeignete Kennzeichnungen oder 

Markierungen sicherzustellen. Die Anmeldung oder die Inanspruchnahme der 

Reservierung ist an einer zentralen Stelle vorzunehmen. Eine freie Platzwahl 

durch die Gäste der jeweiligen Einrichtung ist nicht zulässig. 

4. Im Innen- und Außenbereich ist der Mindestabstand zwischen den Stühlen des 

einen Tisches zu den Stühlen des nächsten Tisches von mindestens 1,5 Metern 

stets zu gewährleisten. Der Bar- und Thekenbereich ist für den Verbleib von 

Gästen geschlossen. 

5. Eine Bewirtung erfolgt ausschließlich an Tischen. Buffets und Thekenverkauf 

sind nicht zulässig. Für den Außerhaus-Verkauf von Speisen und Getränken gilt 

Absatz 3. 

6. Im Innen- und Außenbereich dürfen an einem Tisch höchstens die Personen 

sitzen, die nicht vom Kontaktverbot des § 5 Abs. 1 Satz 1 erfasst sind. Tische 

dürfen nicht geteilt werden. An Biertischen im Außenbereich dürfen höchstens 

sechs Personen Platz nehmen, die älter als 12 Jahre sind. 

7. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der gastronomischen Einrichtungen haben 

bei Kundenkontakt eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Die Gäste der 

Einrichtung haben eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen; dies ist nur 

unmittelbar am Platz entbehrlich. § 1 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

8. Die gaststättenrechtlich genehmigte Anzahl an Tischen für die Bewirtung in der 

Außengastronomie darf unter Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen 

ausgeschöpft werden. Es obliegt dem Betreiber der Einrichtung, etwaige 

Einverständniserklärungen von Eigentümern benachbarter Grundstücke oder 

sonstige Berechtigungen einzuholen. 

9. Die Reinigung des gebrauchten Geschirrs (insbesondere Besteck, Gläser, Teller) 

ist mittels Spülmaschine mit mindestens 60 Grad durchzuführen. 

10. Die Öffnungszeiten sind auf 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr begrenzt. 

Für Kantinen und Mensen der Studierendenwerke gilt Satz 2 Nr. 1, 3, 4, 7 und 9 

entsprechend. Es ist ausschließlich die Versorgung der betreffenden Einrichtung 

zulässig. 

(3) Abhol-, Liefer- und Bringdienste sowie der Straßenverkauf durch Einrichtungen 

nach Absatz 2 Satz 1 sind unter Beachtung der gebotenen Hygiene- und 

Sicherheitsmaßnahmen, insbesondere der Einhaltung eines Mindestabstands von 1,5 

Metern zwischen Personen, zulässig. § 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 und Satz 3 und 4 gilt 

entsprechend. 

(4) Angebote von Tagesausflugsschiffen einschließlich des gastronomischen 

Angebots auf den Schiffen sind zulässig. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

§ 3 

 

(1) Untersagt sind 

1. Zusammenkünfte von Religions- oder Glaubensgemeinschaften, insbesondere 

in Kirchen, Moscheen und Synagogen; die stille Einkehr in Gotteshäusern oder 

Gebetsräumen ist unter Wahrung des Mindestabstands und unter Steuerung des 

Zutritts zulässig, 

2. Zusammenkünfte in Vereinen und sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen, die 

über die in § 1 Abs. 6 bis 8 erlaubte Sportausübung hinausgehen, sowie 

3. Reisebusreisen, Schiffsreisen und Gruppenfreizeiten. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 sind Gottesdienste von Religions- oder 

Glaubensgemeinschaften, insbesondere in Kirchen, Moscheen, Synagogen und 

sonstigen Gebetsräumen, unter Beachtung folgender Hygiene- und 

Sicherheitsmaßnahmen zulässig: 

1. Die zulässige Anzahl an Gottesdienstteilnehmerinnen und 

Gottesdienstteilnehmern beträgt höchstens eine Person pro 10 qm Grundfläche. 

Die Religions- und Glaubensgemeinden treffen Vorkehrungen, dass 

Infektionsketten für die Dauer von 21 Tagen rasch und vollständig nachvollzogen 

werden können. Die Religions- und Glaubensgemeinden sind zur 

Zusammenarbeit mit dem zuständigen Gesundheitsamt hinsichtlich der 

Kontaktnachverfolgung im Falle von Infektionen verpflichtet. 

2. Der Mindestabstand zwischen den Personen, die nicht zusammen in häuslicher 

Gemeinschaft leben, beträgt mindestens 1,5 Meter. Es dürfen keine 

Gegenstände entgegengenommen und weitergereicht werden. 

3. Der Zutritt und das Verlassen der Gotteshäuser oder Gebetsräume sind zu 

steuern (beispielsweise durch Einlasskontrollen), um Ansammlungen von 

Personen vor oder in den Gotteshäusern oder Gebetsräumen zu vermeiden. 

4. Das Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen ist für Gottesdienstteilnehmerinnen 

und Gottesdienstteilnehmer vorzusehen. Ausgenommen sind Geistliche sowie 

Lektorinnen und Lektoren, Vorbeterinnen und Vorbeter, Kantorinnen und 

Kantore, Vorsängerinnen und Vorsänger unter Einhaltung zusätzlicher 

Sicherheitsmaßnahmen, beispielsweise durch Wahrung eines größeren 

Abstandes zwischen Personen, durch Einhausungen oder durch Verwenden von 

durchsichtigen Abtrennungen. 

5. Der Einsatz eines Chores und eines Orchesters ist untersagt. Auf 

Gemeindegesang soll verzichtet werden.  

6. Gottesdienste in geschlossenen Räumen sollen die Dauer von 60 Minuten nicht 

überschreiten. 

7. Gottesdienste im Freien sind unter Einhaltung der Hygiene- und 

Sicherheitsmaßnahmen der Nummern 1 bis 5 zulässig. 

Die Religions- oder Glaubensgemeinschaften oder ihre Dachorganisationen erstellen 

Infektionsschutzkonzepte, in denen das Nähere zu den Hygiene- und 

Sicherheitsmaßnahmen, insbesondere die Sicherstellung der Kontaktnachverfolgung, 

geregelt wird und legen diese nach Aufforderung dem zuständigen Gesundheitsamt 

vor. 

(3) Die forschende Tätigkeit sowie die lehrende Tätigkeit in Kleingruppen an 

Hochschulen, Universitäten und öffentlich geförderten außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen ist zugelassen. Bei den Lehrveranstaltungen in 

Kleingruppen ist der Mindestabstand von 1,5 Meter zwischen den Personen 

einzuhalten. 

(4) Angebote in Volkshochschulen und Musikschulen, mit Ausnahme des 

Gesangsunterrichtes, sind zulässig, soweit mindestens dem „Hygieneplan-Corona für 

die Schulen in Rheinland-Pfalz“ vom 21. April 2020, veröffentlicht auf der Internetseite 

des Ministeriums für Bildung, in seiner jeweils geltenden Fassung vergleichbare 

Anforderungen eingehalten werden, insbesondere ein Mindestabstand von 1,5 Metern 

zwischen Personen. Dies gilt auch für Bildungsangebote in öffentlichen und privaten 

Einrichtungen außerhalb der allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen, 

Einrichtungen und Angebote der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit sowie für 

Bildungsangebote von Einzelpersonen und für Maßnahmen von Dienstleistern, die 

Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch oder 

Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 

umsetzen sowie arbeitsmarktpolitische Projekte, die aus Landesmitteln oder Mitteln 

des Europäischen Sozialfonds gefördert werden. Für Fortbildungen zur fachlichen 

Qualifizierung und Weiterqualifizierung von Verwaltungsbediensteten gilt Satz 1 

entsprechend. 

(5) Absatz 4 Satz 1 gilt auch für Angebote von Fahrschulen und 

Fahrlehrerausbildungsstätten. Das Erfordernis eines Mindestabstands von 1,5 Metern 

zwischen Personen gilt nicht für den praktischen Unterricht von Fahrschulen; es dürfen 
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sich nur die Fahrschülerin oder der Fahrschüler und die Fahrlehrerin oder der 

Fahrlehrer sowie während der Fahrprüfung oder im Rahmen der Fahrlehrerausbildung 

notwendige weitere Personen sowie eine Fahrlehreranwärterin oder ein 

Fahrlehreranwärter im Fahrzeug aufhalten. Beim praktischen Fahrunterricht und der 

Fahrprüfung haben alle sich gemeinsam in einem Fahrzeug aufhaltenden Personen 

eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. § 1 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend. Die Sätze 

1 bis 4 gelten auch für Flugschulen sowie für die Aus- und Weiterbildung der amtlich 

anerkannten Sachverständigen oder Prüferinnen und Prüfer für den 

Kraftfahrzeugverkehr oder deren Auditierung. 

 

§ 4 

Die Durchführung von Veranstaltungen jeglicher Art ist untersagt. 

 

§ 5 

(1) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur 

1. alleine, 

2. im Kreis der Angehörigen des eigenen Hausstands oder 

3. alleine oder im Kreis der Angehörigen des eigenen Hausstands mit einer oder 

mehreren Personen eines weiteren Hausstands  

zulässig. Zu anderen als den in Satz 1 genannten Personen ist in der Öffentlichkeit, 

wo immer möglich, ein Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten; dies gilt nicht für 

Personen, die aufgrund einer Sehbehinderung nicht dazu in der Lage sind, diesen 

einzuhalten. Dem nicht in häuslicher Gemeinschaft lebenden Elternteil ist es erlaubt, 

sein Umgangsrecht weiterhin auszuüben. Versammlungen unter freiem Himmel 

können durch die nach dem Versammlungsgesetz zuständige Behörde unter Auflagen 

zugelassen werden, soweit dies im Einzelfall aus infektionsschutzrechtlicher Sicht 

vertretbar ist. 

(2) Jede übrige, über Absatz 1 Satz 1 hinausgehende Ansammlung von Personen 

(Ansammlung) ist vorbehaltlich des Selbstorganisationsrechts des Landtags und der 

Gebietskörperschaften untersagt. Ausgenommen sind Ansammlungen, die der 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Rechtspflege 

(einschließlich der Notariate und Rechtsanwaltskanzleien) oder der Daseinsvorsorge 

zu dienen bestimmt sind. 
(3) Ansammlungen aus geschäftlichen, beruflichen oder dienstlichen Anlässen, bei 

denen Personen unmittelbar zusammenarbeiten müssen, einschließlich der 

erforderlichen Bewirtschaftung landwirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Flächen, 

sowie aus prüfungs- oder betreuungsrelevanten Gründen sind unter Beachtung der 

notwendigen hygienischen Anforderungen zulässig. Gleiches gilt für Ansammlungen 

bei Stellen und Einrichtungen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen, und für 

Ansammlungen, bei denen Personen bestimmungsgemäß zumindest kurzfristig 

zusammenkommen müssen (beispielsweise bei Fahrten im Gelegenheitsverkehr 

zwischen Wohn- und Arbeitsstätte oder in Fahrgemeinschaften) sowie ehrenamtliches 

Engagement zur Versorgung der Bevölkerung.  

(4) Bei Nutzung von Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs 

und des gewerblichen Passagierverkehrs auf Flughäfen und der hierzu gehörenden 

Einrichtungen ist eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen; dies gilt auch für den 

Aufenthalt an Haltestellen, Bahnsteigen oder Einrichtungen der Fluggastabfertigung, 

ebenso für den freigestellten Schülerverkehr und andere Personenverkehre gemäß 

Freistellungs-Verordnung vom 30. August 1962 (BGBl. I S. 601) in der jeweils 

geltenden Fassung sowie für Taxi- und Mietwagenverkehre. Ein Fahrscheinverkauf bei 

der Fahrerin oder dem Fahrer ist nur möglich, wenn Trennvorrichtungen in den 

Fahrzeugen vorhanden sind. Abweichend von Satz 1 gilt die Verpflichtung zum Tragen 

einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht für folgende Personen: 

1. Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres, 

2. Personen, denen das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung wegen einer 

Behinderung oder aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder unzumutbar 

ist; dies ist durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, 

3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Fahrgastbetrieb, sofern anderweitige 

geeignete Schutzmaßnahmen, insbesondere Trennvorrichtungen, getroffen 

werden; bei Betreten des Fahrgastraumes oder Verlassen des abgetrennten 

Bereiches gilt die Verpflichtung zum Tragen der Mund-Nasen-Bedeckung nach 

Satz 1. 

Die Beförderung von Schülerinnen und Schülern gemäß § 69 des Schulgesetzes 

(SchulG) darf nicht mit der Begründung verweigert werden, dass diese keine Mund-

Nasen-Bedeckung tragen. 

(5) An Bestattungen in geschlossenen Räumen dürfen als Trauergäste folgende 

Personen teilnehmen: 

1. die Ehegattin oder der Ehegatte, die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner, 

die Verlobte oder der Verlobte der Verstorbenen oder des Verstorbenen, 

2. Personen, die mit der Verstorbenen oder dem Verstorbenen im ersten Grad 

verwandt sind, und 

3. Personen eines weiteren Hausstands. 

Über den Personenkreis nach Satz 1 hinaus dürfen auch weitere Personen 

teilnehmen, wenn sichergestellt ist, dass nicht mehr als eine Person pro 10 qm 

Raumfläche anwesend ist. 

(6) An standesamtlichen Trauungen dürfen neben den Eheschließenden, der 

Standesbeamtin oder dem Standesbeamten, weiterer für die Eheschließung 

notwendiger Personen und zwei Trauzeuginnen oder Trauzeugen folgende Personen 

teilnehmen: 

1. Personen, die mit einem der Eheschließenden im ersten Grad verwandt sind, und 

2. Personen eines weiteren Hausstands. 

Über den Personenkreis nach Satz 1 hinaus dürfen auch weitere Personen 

teilnehmen, wenn sichergestellt ist, dass nicht mehr als eine Person pro 10 qm 

Raumfläche anwesend ist. 

(7) Die Durchführung von Blutspendeterminen und das Betreiben von 

Blutspendediensten ist weiterhin zulässig. Dabei sind an die Pandemielage 

angepasste besondere hygienische Vorkehrungen zu treffen und es ist 

sicherzustellen, dass Spender, die einen Anhalt für einen Infekt bieten, bereits zu 

Beginn erkannt werden und keinen Termin erhalten oder die Einrichtung umgehend 

verlassen. 

(8) Für die Nutzung von Spielplätzen im Außenbereich und ähnlichen Einrichtungen 

gilt Absatz 1 Satz 1 bis 3. 

(9) Soweit in dieser Verordnung die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung geregelt ist, ist das Abnehmen der Mund-Nasen-Bedeckung zulässig, 

solange es zu Identifikationszwecken oder zur Kommunikation mit Personen mit 

Hörbehinderung erforderlich ist. Es wird über die in dieser Verordnung geregelten 

Verpflichtungen zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung hinaus auch weiterhin 

dringend empfohlen, den Hinweisen des Robert-Koch-Instituts zu folgen, nach denen 

das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung in öffentlichen Räumen das Risiko von 

Infektionen reduzieren kann. 

 
Teil 2 

Unterricht und Betreuungsangebote 
 

§ 6 

 

(1) An allen Schulen in Rheinland-Pfalz entfallen sämtliche regulären 

Schulveranstaltungen, insbesondere der Unterricht sowie die regulären 

Betreuungsangebote. Die Schulen erfüllen ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag 

insoweit durch ein pädagogisches Angebot, das in häuslicher Arbeit wahrgenommen 

werden kann. Die Schulpflicht besteht fort und wird durch die Wahrnehmung des 

pädagogischen Angebots zur häuslichen Arbeit erfüllt. Der Schulbetrieb wird gemäß 

den Vorgaben des für die Angelegenheiten des Schul- und Unterrichtswesens 

zuständigen Ministeriums im Einvernehmen mit dem für die gesundheitlichen 

Angelegenheiten zuständigen Ministerium ab dem 4. Mai 2020 in einem gestuften 

Verfahren, beginnend mit den Abschlussklassen und qualifikationsrelevanten Klassen- 

und Jahrgangsstufen sowie mit der Klassenstufe 4 der Grundschulen zur Feststellung 

des erfolgreichen Besuchs der Grundschule gemäß § 46 der Schulordnung über die 

öffentlichen Grundschulen wieder aufgenommen. Weitere Klassenstufen folgen nach. 

Das gestufte Verfahren dient der einfacheren Einhaltung der Abstands- und 

Hygieneregeln bei deutlich reduzierter Schülerzahl in der Schule. Schülerinnen und 

Schüler, die auch nach Aufnahme des Schulbetriebs nicht am Präsenzunterricht 

teilnehmen, erhalten weiterhin ein pädagogisches Angebot zur häuslichen Arbeit. 

Prüfungen, Prüfungsvorbereitungen und Unterricht der Abschlussklassen dieses 

Schuljahres sowie Prüfungen für schulische Abschlüsse für Nichtschülerinnen und 

Nichtschüler können ab dem 27. April 2020 wieder stattfinden. Abweichungen von 

diesem Verfahren sind bei Schulen in freier Trägerschaft möglich; sie bedürfen der 

Zustimmung der Schulbehörde. Bei Aufnahme des Schulbetriebs müssen alle Schulen 

den „Hygieneplan-Corona für die Schulen in Rheinland-Pfalz“ vom 21. April 2020, 

veröffentlicht auf der Internetseite des Ministeriums für Bildung, in seiner jeweils 

geltenden Fassung anwenden.  

(2) An allen Kindertageseinrichtungen entfallen die regulären Betreuungsangebote. 

 

  



Göllheim Aktuell	 - 5 -	 Ausgabe 21/2020

§ 7 

 

(1) In den Fällen, in denen eine häusliche Betreuung nicht oder nur teilweise möglich 

ist, können Eltern und andere sorgeberechtigte Personen eine Notfallbetreuung in 

Kindertagesstätten in Anspruch nehmen. Einrichtungen nach § 6 haben im Sinne einer 

Notversorgung Kinder zu betreuen (Notfallbetreuung), es sei denn, sie wurden durch 

Einzelverfügung geschlossen. Die Notfallbetreuung kommt vor allem für folgende 

Personen infrage: 

1. Kinder in Förderschulen und Kindertagesstätten mit heilpädagogischem 

Angebot, soweit deren Betrieb für die Betreuung und Versorgung besonders 

beeinträchtigter Kinder und Jugendlicher unverzichtbar ist; 

2. Kinder, deren Eltern zu Berufsgruppen gehören, deren Tätigkeiten zur 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung des Staates und der 

Grundversorgung der Bevölkerung notwendig sind, unabhängig davon, ob ein 

Elternteil oder beide Elternteile diesen Berufsgruppen angehören; zu diesen 

Gruppen zählen insbesondere Angehörige von Gesundheits- und Pflegeberufen, 

Polizei, Rettungsdienste, Justiz (einschließlich der Notariate und 

Rechtsanwaltskanzleien) und Justizvollzugsanstalten, Feuerwehr, Lehrkräfte, 

Erzieherinnen und Erzieher oder Angestellte von Energie- und 

Wasserversorgung; für die Grundversorgung der Bevölkerung können auch 

andere Berufsgruppen notwendig sein, beispielsweise Angestellte in der 

Lebensmittelbranche, in der Landwirtschaft Tätige, Mitarbeitende von Banken 

und Sparkassen oder von Medienunternehmen; 

3. Kinder berufstätiger Alleinerziehender und anderer Sorgeberechtigter, die auf 

eine Betreuung angewiesen sind und keinerlei andere Betreuungslösung finden;  

4. Kinder in Familien, die sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 des Achten 

Buches Sozialgesetzbuch oder teilstationäre Hilfen zur Erziehung nach § 32 des 

Achten Buches Sozialgesetzbuch erhalten; 

5. Kinder, bei denen der Allgemeine Soziale Dienst des Jugendamtes dies für 

zweckmäßig erachtet, auch wenn die Familie keine Individualleistung erhält 

sowie 

6. Kinder, bei denen die Einrichtungsleitung zu dem Schluss kommt, dass die 

Betreuung im Sinne des Kindeswohls geboten ist; deren Sorgeberechtigten 

sollen ermuntert werden, die Notfallbetreuung in Anspruch zu nehmen. 

Es ist darauf zu achten, dass der Zweck der Verordnung nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Soweit Schülerinnen und Schüler in der Notfallbetreuung in den Schulen sind, wird 

dort ein an die Situation angepasstes pädagogisches Angebot stattfinden. Für alle 

anderen Schülerinnen und Schüler muss eine Versorgung mit Lernmaterialien zum 

häuslichen Studium organisiert werden. Diese kann über digitale oder analoge 

Unterstützungsangebote erfolgen.  

(3) Lehrkräfte sowie Erzieherinnen und Erzieher, die in diesen Einrichtungen arbeiten 

und für die aufgrund einer Vorerkrankung ein erhöhtes Risiko einer Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 besteht, sollen, nach Rücksprache mit ihren Ärztinnen und 

Ärzten sowie der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, in dieser Zeit nicht mehr an 

ihrem Arbeitsplatz erscheinen. Sie können ihre Dienstpflicht am häuslichen 

Arbeitsplatz verrichten. 

(4) Personen, die bereits infiziert sind oder in häuslicher Gemeinschaft mit infizierten 

Personen leben, dürfen keine Notfallbetreuung nach Absatz 1 in Anspruch nehmen. 

Dasselbe gilt für Personen, die nach § 12 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 eingereist sind, 

solange eine Pflicht zur Absonderung besteht; die Ausnahmen des § 13 sind nicht 

anwendbar. 

(5) Darüber hinaus gilt für Kindertageseinrichtungen, dass Personen mit akuten oder 

chronischen respiratorischen Symptomen nicht ganz unerheblicher Schwere oder 

Frequenz aus dem Einrichtungsbetrieb herauszuhalten sind, es sei denn, es können 

ausgleichende hygienische Maßnahmen erfolgen. Satz 1 gilt auch für Personen, die 

mit Personen, die akute respiratorische Symptome aufweisen, in häuslicher 

Gemeinschaft leben. 

 

Teil 3 
Krankenhäuser und ähnliche Einrichtungen 

 

§ 8 

 

(1) Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und 3 bis 7 IfSG, ausgenommen Hospize, 

dürfen nicht für Zwecke des Besuches von Patientinnen und Patienten betreten 

werden. 

(2) Über den Zugang zu 

1. Fachkrankenhäusern für Psychiatrie mit Ausnahme der Fachkrankenhäuser für 

Gerontopsychiatrie, 

2. psychosomatischen Fachkrankenhäusern sowie 

3. kinder- und jugendpsychiatrischen Fachkrankenhäusern, 

jeweils einschließlich der zugehörigen Tageskliniken, entscheidet die Leitung der 

jeweiligen Einrichtung. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Eltern, die ihr minderjähriges Kind besuchen, 

2.  die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den 

Lebenspartner, die Verlobte oder den Verlobten, sonstige nahe Angehörige 

oder nahestehende Personen, 

3. Seelsorgerinnen und Seelsorger, die in dieser Funktion die Einrichtung 

aufsuchen, 

4. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Notarinnen und Notare, die in 

dieser Funktion die Einrichtung aufsuchen, 

5. rechtliche Betreuerinnen und Betreuer, soweit ein persönlicher Kontakt zur 

Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben nach § 1896 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs erforderlich ist; Bevollmächtigte werden rechtlichen Betreuerinnen 

und Betreuern gleichgestellt, 

6. sonstige Personen, denen aufgrund hoheitlicher Aufgaben Zugang zu 

gewähren ist, 

7. therapeutische oder medizinisch notwendige Besuche. 

(4) Absatz 3 gilt nicht für Personen, die 

1. Kontaktpersonen der Kategorien I und Il entsprechend der Definition durch das 

Robert-Koch-Institut sind, 

2. bereits mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, 

3. erkennbare Atemwegsinfektionen haben oder 

4. nach § 12 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 eingereist sind, solange eine Pflicht zur 

Absonderung besteht; die Ausnahmen des § 13 sind nicht anwendbar. 

(5) Die Einrichtungen haben, im Einzelfall auch unter Auflagen, Ausnahmen vom 

Betretungsverbot nach Absatz 1 oder von der Einschränkung nach Absatz 4 

zuzulassen, wenn ein besonderes berechtigtes Interesse vorliegt. Ein besonderes 

berechtigtes Interesse liegt insbesondere bei Begleitung von Schwerkranken oder 

Sterbenden oder Begleitung von Geburten vor. Die Einrichtungen haben die 

notwendigen hygienischen Schutzmaßnahmen zu treffen und deren Einhaltung zu 

kontrollieren. Minderjährigen unter 16 Jahren und Personen mit erkennbaren 

Atemwegsinfektionen ist der Zutritt zu einer Einrichtung nach Absatz 1 untersagt. 

(6) Sofern das Betreten einer in Absatz 1 genannten Einrichtung nach den 

Bestimmungen der Absätze 2, 3 und 5 zulässig ist, muss dennoch durch 

entsprechende Maßnahmen sichergestellt werden, dass Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter sowie andere Personen in den jeweiligen Einrichtungen nicht gefährdet 

werden. 

 

§ 9 

 

(1) Krankenhäuser, die in den Krankenhausplan des Landes Rheinland-Pfalz 2019 bis 

2025 aufgenommen sind, die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität 

Mainz und Krankenhäuser mit Versorgungsvertrag nach § 109 des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch, die zum 29. April 2020 über Intensivbehandlungsbetten mit 

Beatmungsmöglichkeit verfügen und im Register der Deutschen Interdisziplinären 

Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI-Register) registriert und gelistet 

sind, haben ihre Intensivbehandlungsbetten mit Beatmungsmöglichkeit im jeweils 

notwendigen Umfang, mindestens jedoch 20 v. H. ihrer jeweiligen Kapazitäten, und 

die Behandlungskapazitäten der Normalversorgung in Isolierstationen im jeweils 

notwendigen Umfang einschließlich des für die Versorgung und Behandlung 

notwendigen Personals jederzeit für die Versorgung und Behandlung von Patientinnen 

und Patienten mit einer COVID-19-Erkrankung vorzuhalten. 

(2) Sollte ein Anstieg der Reproduktionsrate bei den Infektionen mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 dies nach Feststellung des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit 

und Demografie erforderlich machen, haben die in Absatz 1 genannten Krankenhäuser 

innerhalb von 72 Stunden nach dieser Feststellung weitere Intensivbehandlungsbetten 

mit Beatmungsmöglichkeit einschließlich des für die Versorgung und Behandlung 

notwendigen Personals für die Versorgung und Behandlung von Patientinnen und 

Patienten mit einer COVID-19-Erkrankung zu organisieren und vorzuhalten.  

(3) Die Krankenhäuser erstellen individuelle Organisationskonzepte, die eine 

dynamische Anpassung der Kapazitäten an das Infektionsgeschehen zulassen und 

geben diese dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 

bekannt. 
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(4) Die Koordination in den fünf Versorgungsgebieten gemäß Krankenhausplan des 

Landes Rheinland-Pfalz 2019 bis 2025, ein kontinuierliches Monitoring des 

Infektionsgeschehens, insbesondere der aktuellen Entwicklung der Infektionszahlen 

und der Reproduktionszahl der Informationen des DIVI-Registers, sowie der ständige 

Informationsaustausch mit den kooperierenden Krankenhäusern der Maximal- und 

Schwerpunktversorgung in den fünf Versorgungsgebieten erfolgen, in enger 

Abstimmung mit dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie, 

weiterhin durch die Krankenhäuser, denen dies durch Bescheid des Ministeriums für 

Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie vom 30. März 2020 als besondere 

Aufgabe zugewiesen wurde. 

 

§ 10 

 

Zur zentralen landesweiten Information der Landesregierung und zur Koordination der 

Behandlungskapazitäten erfassen alle in der Versorgung von Patientinnen und 

Patienten mit einer COVID-19-Erkrankung tätigen Einrichtungen fortlaufend, 

mindestens einmal täglich, die COVID-19-Fallzahlen, die belegten und verfügbaren 

Intensivbetten sowie die belegten und verfügbaren Beatmungsplätze und melden 

diese Daten elektronisch an das Informationssystem „Zentrale Landesweite 

Behandlungskapazitäten (ZLB)“ der Länder Rheinland-Pfalz und Saarland und an das 

COVID-19-Register Rheinland-Pfalz. 

 

§ 11 

 

(1) Die Leitungen von Einrichtungen nach Absatz 2, die Geräte, welche zur invasiven 

oder nicht invasiven Beatmung von Menschen geeignet sind (Beatmungsgeräte), 

besitzen, sind verpflichtet, unverzüglich dem für ihre Einrichtung zuständigen 

Gesundheitsamt Folgendes zu melden:  

1. den Namen und die Anschrift der Einrichtung, 

2. die Anzahl ihrer Beatmungsgeräte, 

3. den Hersteller und die Typenbezeichnung ihrer Beatmungsgeräte, 

4. Angaben zur Funktionsfähigkeit ihrer Beatmungsgeräte, 

5. Ansprechpersonen und Kontaktdaten, sodass eine jederzeitige Erreichbarkeit 

der Einrichtung sichergestellt ist, sowie 
6. jede Änderung hinsichtlich der gemeldeten Angaben zu den Nummern 1 bis 5. 

Die in Absatz 2 Nr. 4 und 5 genannten Einrichtungen sind von der Meldepflicht nach 

Satz 1 befreit, soweit sie diese Angaben bereits in anderer geeigneter Form dem 

Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie zur Verfügung stellen.  

(2) Einrichtungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sind insbesondere: 

1. Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

2. stationäre und ambulante Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 

3. Dialyseeinrichtungen, 

4. zugelassene Krankenhäuser nach § 108 des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch, 

5. Privatkrankenanstalten nach § 30 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung, soweit 

diese nicht zugleich ein zugelassenes Krankenhaus nach § 108 des Fünften 

Buches Sozialgesetzbuch sind, 

6. Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in Nummer 1 

bis 5 genannten Einrichtungen oder mit Krankenhäusern vergleichbar sind, 

7. Einrichtungen für ambulante Entbindungen nach § 24 f des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch, 

8. Arztpraxen und Zahnarztpraxen, 

9. Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, 

10. Tierkliniken und ähnliche Einrichtungen, 

11. Sanitätshäuser sowie 

12. Kranken- und Pflegekassen. 

(3) Die Gesundheitsämter sind verpflichtet, Meldungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 

unverzüglich dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 

weiterzuleiten. 

 

Teil 4 
Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende 

 

§ 12 

 

(1) Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg aus einem Staat außerhalb der 

Europäischen Union, der Europäischen Freihandelsassoziation oder des Vereinigten 

Königreichs Großbritannien und Nordirland (Drittstaaten) in das Land Rheinland-Pfalz 

einreisen, sind verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise auf direktem Weg in 

die eigene Häuslichkeit oder eine andere geeignete Unterkunft zu begeben und sich 

für einen Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer Einreise ständig dort abzusondern. Satz 1 

gilt auch für Personen, die zunächst in ein anderes Bundesland oder einen anderen 

Mitgliedstaat der Europäischen Union oder der Europäischen Freihandelsassoziation 

oder in das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland eingereist sind. Den 

in Satz 1 und 2 genannten Personen ist es in dem in Satz 1 genannten Zeitraum nicht 

gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem eigenen Hausstand 

angehören. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, sofern aufgrund belastbarer medizinischer 

Erkenntnisse eine andere epidemiologische Einschätzung getroffen wurde. 

(2) Personen, die nach Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 aus einem Drittstaat eingereist 

sind, sind verpflichtet, unverzüglich nach Einreise die für sie zuständige Behörde zu 

kontaktieren und auf das Vorliegen der Verpflichtungen nach Absatz 1 hinzuweisen. 

Sie sind ferner verpflichtet, bei Auftreten von Krankheitssymptomen die zuständige 

Behörde hierüber unverzüglich zu informieren. 

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Absatz 1 Satz 1 und 2 erfassten 

Personen der Beobachtung durch die zuständige Behörde. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Personen, die aus einem Staat oder einer 

Region in das Land Rheinland-Pfalz einreisen, für die die Bundesregierung in ihrem 

Lagebericht nach den statistischen Auswertungen und Veröffentlichungen des 

Europäischen Zentrums für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten in den 

zuvor vergangenen sieben Tagen eine hohe Neuinfiziertenzahl im Verhältnis zur 

Bevölkerung (mehr als 50 Fälle pro 100.000 Einwohner kumulativ in den letzten sieben 

Tagen) ausgewiesen hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Personen, die neu oder nach längerer 

Abwesenheit erneut in eine Aufnahmeeinrichtung für Asylbegehrende des Landes 

aufgenommen werden. Nach § 47 des Asylgesetzes sind in einer solchen 

Aufnahmeeinrichtung Wohnpflichtige verpflichtet, beim Auftreten von 

Krankheitssymptomen den Träger der Aufnahmeeinrichtung hierüber unverzüglich zu 

informieren, sich in eine zugewiesene, geeignete Unterkunft zu begeben und sich dort 

bis zur Vorlage eines Testergebnisses über eine mögliche Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 ständig dort abzusondern. Die Aufnahmeeinrichtung hat die 

zuständige Behörde hierüber unverzüglich zu informieren. 

 § 13 

 

(1) Von § 12 nicht erfasst sind Personen, 

1. die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren und Güter auf der 

Straße, der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren, 

2. deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung 

a) der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens, 

b) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

c) der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen, 

d) der Funktionsfähigkeit der Rechtspflege (einschließlich der Notariate und 

Rechtsanwaltskanzleien), 

e) der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regierung und Verwaltung des 

Bundes, der Länder und der Kommunen, 

f) der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen Union und 

internationaler Organisationen  

zwingend notwendig ist; die zwingende Notwendigkeit ist durch den Dienstherrn 

oder den Arbeitgeber zu prüfen und zu bescheinigen, 

3. die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, 

Schiffs-, Bahn- oder Busverkehrsunternehmen oder als Besatzung von 

Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und Bussen außerhalb des Bundesgebiets 

aufgehalten haben,  

4. die täglich oder für bis zu fünf Tage zwingend notwendig und unaufschiebbar 

beruflich oder medizinisch veranlasst in das Bundesgebiet einreisen oder 

5. die sich weniger als 72 Stunden außerhalb des Bundesgebietes aufgehalten 

haben oder die einen sonstigen triftigen Reisegrund haben; hierzu zählen 

insbesondere soziale Aspekte wie etwa ein geteiltes Sorgerecht, der Besuch des 

nicht im eigenen Hausstand wohnenden Lebenspartners, dringende 

medizinische Behandlungen, Beistand oder Pflege schutzbedürftiger Personen 

sowie Gründe, die in Ausbildung oder Studium liegen. 

Im Übrigen kann die zuständige Behörde in begründeten Einzelfällen auf Antrag 

weitere Ausnahmen zulassen. 

(2) § 12 gilt nicht für Personen, die zum Zwecke einer mindestens dreiwöchigen 

Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet einreisen, wenn am Ort ihrer Unterbringung und 

ihrer Tätigkeit in den ersten 14 Tagen nach ihrer Einreise gruppenbezogen betriebliche 
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Teil 6 
Bußgeldbestimmungen, Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

§ 15 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1 a Nr. 24 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 5 eine der genannten Einrichtungen betreibt, 

2. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 die gebotenen Hygienemaßnahmen unterlässt, 

3. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 nicht durch Steuerung des Zutritts 

Ansammlungen von Personen vor oder in den Einrichtungen vermeidet oder 

sicherstellt, dass die auf den Verkaufs- oder Besucherflächen zulässige 

Personenzahl nicht überschritten wird, 

4. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 nicht sicherstellt, dass der erforderliche 

Mindestabstand zwischen Personen eingehalten werden kann, 

5. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 als Betreiber der Einrichtung nicht sicherstellt, 

dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtung eine Mund-Nasen-

Bedeckung tragen, 

6. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 als Kundin oder Kunde oder Besucherin oder 

Besucher der Einrichtung keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt, 

7. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 3 nicht sicherstellt, dass der erforderliche 

Mindestabstand zwischen Personen eingehalten werden kann, 

8. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 3 als Betreiber der Einrichtung nicht sicherstellt, dass 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtung eine Mund-Nasen-

Bedeckung tragen, 

9. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 3 als Kundin oder Kunde oder Besucherin oder 

Besucher der Einrichtung keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt, 

10. entgegen § 1 Abs. 2 Satz 5 nicht sicherstellt, dass das Betreten nur kurzzeitig 

zur Wettabgabe erfolgt, 

11. entgegen § 1 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 die Einhaltung der erforderlichen 

Schutzmaßnahmen unterlässt, 

12. entgegen § 1 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 nicht sicherstellt, dass der erforderliche 

Mindestabstand zwischen Personen eingehalten werden kann, 

13. entgegen § 1 Abs. 3 Satz 2 als Dienstleister nicht sicherstellt, dass die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine Mund-Nasen-Bedeckung tragen, 

14. entgegen § 1 Abs. 3 Satz 2 als Kundin oder Kunde keine Mund-Nasen-

Bedeckung trägt, 

15. entgegen § 1 Abs. 3 Satz 3 eine Dienstleistung im Bereich der Körperpflege 

ohne vorherige Terminvergabe erbringt, 

16. entgegen § 1 Abs. 4 Satz 1 die notwendigen hygienischen Anforderungen 

unterlässt, 

17. entgegen § 1 Abs. 4 Satz 2 als Patientin oder Patient keine Mund-Nasen-

Bedeckung trägt, 

18. entgegen § 1 Abs. 5 Satz 1 die gebotenen Hygieneanforderungen nicht einhält 

oder die Zutrittskontrolle nicht vornimmt, 

19. entgegen § 1 Abs. 6 Satz 2 Einrichtungen oder Anlagen im Freien ohne 

Einhaltung der gebotenen Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen oder ohne 

Zustimmung des Trägers nutzt, 

20. entgegen § 1 Abs. 6 Satz 3 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

21. entgegen § 1 Abs. 7 Satz 3 Nr. 1 bei Trainingseinheiten Zuschauer nicht 

ausschließt, 

22. entgegen § 1 Abs. 7 Satz 3 Nr. 2 den Mindestabstand nicht einhält oder ein 

Training mit direktem Kontakt durchführt, 

23. entgegen § 1 Abs. 7 Satz 3 Nr. 3 die besonderen Hygieneanforderungen nicht 

einhält, 

24. entgegen § 1 Abs. 7 Satz 3 Nr. 4 Nassräume und Umkleidekabinen mit 

mindestens einer weiteren Person gemeinsam nutzt, 

25. entgegen § 1 Abs. 7 Satz 3 Nr. 5 die erforderlichen kontaktreduzierenden 

Maßnahmen nicht einhält, 

26. entgegen § 1 Abs. 8 die organisatorischen, medizinischen und hygienischen 

Vorgaben des von der Task Force „Sportmedizin/ Sonderspielbetrieb im 

Profifußball" der DFL Deutsche Fußballliga GmbH erstellten Konzepts für 

Trainings- und Spielbetrieb nicht beachtet, 

27. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 die gebotenen Hygienemaßnahmen unterlässt, 

28. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Satz 1 als Betreiber der Einrichtung den 

Zugang nicht durch Reservierung oder Anmeldung der Gäste kontrolliert oder 

als Gast keine Reservierung oder Anmeldung vornimmt, 

29. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Satz 2 bis 4 als Betreiber der Einrichtung die 

Erhebung, Aufbewahrung, Übermittlung oder Löschung von Kontaktdaten 

unterlässt, 

30. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 Satz 1 den Mindestabstand nicht einhält, 

31. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 Satz 2 nicht durch Steuerung des Zutritts 

Ansammlungen von Personen in öffentlich zugänglichen Bereichen der 

Einrichtung vermeidet, 

32. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

33. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Satz 1 als Betreiber der Einrichtung nicht 

sicherstellt, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtung eine 

Mund-Nasen-Bedeckung tragen, 

34. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Satz 3 als Gast keine Mund-Nasen-Bedeckung 

trägt, 

35. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 das Kontaktverbot nicht einhält, 

36. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 

37. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 Satz 1 die gebotenen Hygienemaßnahmen 

unterlässt, 

38. entgegen § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 Satz 2 als Betreiber der Einrichtung die 

Nutzung weiterer sanitärer Gemeinschaftseinrichtungen zulässt oder als Gast 

der Einrichtung diese nutzt, 

39. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 die gebotenen Hygienemaßnahmen unterlässt, 

40. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 1 als Betreiber der Einrichtung den 

Zugang nicht durch Reservierung oder Anmeldung der Gäste kontrolliert oder 

als Gast keine Reservierung oder Anmeldung vornimmt, 

41. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 2 bis 4 als Betreiber der Einrichtung die 

Erhebung, Aufbewahrung, Übermittlung oder Löschung von Kontaktdaten 

unterlässt, 

42. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 nicht durch Steuerung des Zutritts 

Ansammlungen von Personen vor oder in den Einrichtungen vermeidet, 

43. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 Satz 1 nicht sicherstellt, dass der 

Mindestabstand eingehalten werden kann, 

44. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 Satz 2 den Bar- und Thekenbereich für den 

Verbleib von Gästen nicht schließt, 

45. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 nicht sicherstellt, dass die Bewirtung 

ausschließlich an Tischen erfolgt, 

46. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 Satz 1 das Kontaktverbot nicht einhält, 

47. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 Satz 2 Tische teilt, 

48. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 Satz 3 die zulässige Personenanzahl nicht 

einhält, 

49. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 Satz 1 als Betreiber der Einrichtung nicht 

sicherstellt, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtung eine 

Mund-Nasen-Bedeckung tragen, 

50. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 Satz 2 als Gast keine Mund-Nasen-Bedeckung 

trägt, 

51. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 Satz 3 als Betreiber der Einrichtung nicht 

sicherstellt, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtung eine 

Mund-Nasen-Bedeckung tragen, 

52. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 Satz 3 als Gast keine Mund-Nasen-Bedeckung 

trägt, 

53. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 9 das gebrauchte Geschirr nicht mittels 

Spülmaschine mit mindestens 60 Grad reinigt, 

54. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 10 die zulässige Öffnungszeit nicht einhält, 

55. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 3 die erforderlichen Maßnahmen nicht einhält, 

56. entgegen § 2 Abs. 2 Satz 4 die Beschränkung auf die Versorgung der zur 

Einrichtung gehörigen Personen nicht einhält, 

57. entgegen § 2 Abs. 3 die gebotenen Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen nicht 

einhält, 

58. entgegen § 2 Abs. 4 Satz 2 die erforderlichen Maßnahmen unterlässt, 

59. entgegen § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 an Zusammenkünften teilnimmt, 

60. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 5 und Nr. 7 die erforderlichen Hygiene- und 

Sicherheitsmaßnahmen nicht einhält, 

61. entgegen § 3 Abs. 3 Satz 2 den Mindestabstand nicht einhält, 

62. entgegen § 3 Abs. 4 oder Abs. 5 Satz 1 die dem „Hygieneplan-Corona für die 

Schulen in Rheinland-Pfalz“ vergleichbaren Anforderungen nicht einhält, 

63. entgegen § 3 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 sich im Fahrzeug aufhält, 

64. entgegen § 3 Abs. 5 Satz 3 keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt, 

65. entgegen § 3 Abs. 5 Satz 5 die gebotenen Maßnahmen nicht einhält, 
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66. entgegen § 4 eine Veranstaltung durchführt,  

67. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 sich mit weiteren als den 

genannten Personen im öffentlichen Raum aufhält, 

68. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 2 nicht den erforderlichen Mindestabstand einhält, 

69. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 1 und 2 die notwendigen hygienischen Anforderungen 

unterlässt, 

70. entgegen § 5 Abs. 4 Satz 1 keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt; dies gilt nicht 

für Schülerinnen und Schüler, die gemäß § 69 SchulG befördert werden, 

71. entgegen § 5 Abs. 4 Satz 2 ohne Trennvorrichtung einen Fahrscheinverkauf 

ermöglicht, 

72. entgegen § 5 Abs. 7 Satz 2 die besonderen hygienischen Vorkehrungen 

unterlässt, 

73. entgegen § 7 Abs. 4 die Inanspruchnahme der Notfallbetreuung durch infizierte 

Personen oder Reiserückkehrer veranlasst, 

74. entgegen § 7 Abs. 5 die Inanspruchnahme einer Kindertageseinrichtung durch 

Personen mit akuten oder chronischen respiratorischen Symptomen nicht ganz 

unerheblicher Schwere oder Frequenz oder von Personen, die mit Personen, 

die akute respiratorische Symptome aufweisen, in häuslicher Gemeinschaft 

leben, veranlasst, 

75. entgegen § 8 Abs. 1 die dort genannten Einrichtungen betritt, 

76. entgegen § 8 Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 1 die dort genannten Einrichtungen 

betritt, 

77. entgegen § 8 Abs. 5 Satz 3 die notwendigen hygienischen Schutzmaßnahmen 

unterlässt oder deren Einhaltung nicht kontrolliert, 

78. entgegen § 8 Abs. 5 Satz 4 in Verbindung mit Abs. 1 die dort genannten 

Einrichtungen betritt, 

79. entgegen § 8 Abs. 6 die entsprechenden Maßnahmen unterlässt, 

80. entgegen § 9 Abs. 1 die erforderlichen Intensivbehandlungsbetten mit 

Beatmungsmöglichkeit sowie die Behandlungskapazitäten der 

Normalversorgung in Isolierstationen einschließlich des für die Versorgung und 

Behandlung notwendigen Personals nicht vorhält, 

81. entgegen § 9 Abs. 2 die weiteren Intensivbehandlungsbetten mit 

Beatmungsmöglichkeit einschließlich des für die Versorgung und Behandlung 

notwendigen Personals nicht organisiert und vorhält, 

82. entgegen § 10 die erforderliche Meldung unterlässt, 

83. entgegen § 11 Abs. 1 eine Meldung unterlässt, 

84. sich entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 nicht auf direktem Weg in die 

eigene Häuslichkeit oder eine andere geeignete Unterkunft begibt, 

85. sich entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 nicht absondert, 

86. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 3 Besuch von Personen empfängt, die nicht dem 

eigenen Hausstand angehören, 

87. entgegen § 12 Abs. 2 Satz 1 und 2 die zuständige Behörde nicht oder nicht 

rechtzeitig kontaktiert oder informiert, 

88. sich entgegen § 12 Abs. 4 nicht absondert, Besuch von Personen empfängt, die 

nicht dem eigenen Hausstand angehören oder die zuständige Behörde nicht 

oder nicht rechtzeitig kontaktiert oder informiert, 

89. sich entgegen § 12 Abs. 5 Satz 1 nicht absondert, Besuch von Personen 

empfängt, die nicht dem eigenen Hausstand angehören oder die zuständige 

Behörde nicht oder nicht rechtzeitig kontaktiert oder informiert, 

90. entgegen § 12 Abs. 5 Satz 2 bei Auftreten von Krankheitssymptomen den 

Träger der Aufnahmeeinrichtung hierüber nicht unverzüglich informiert oder 

sich nicht in die zugewiesene Unterkunft begibt und sich dort bis zur Vorlage 

eines Testergebnisses über eine mögliche Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 absondert, 

91. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Halbsatz 2 eine unrichtige Bescheinigung 

ausstellt, 

92. entgegen § 13 Abs. 2 Satz 2 die Arbeitsaufnahme der zuständigen Behörde 

nicht anzeigt oder 

93. entgegen § 13 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 das Gebiet des Geltungsbereiches 

dieser Verordnung nicht auf unmittelbarem Weg verlässt. 

§ 74 IfSG bleibt unberührt. 

 

§ 16 

 

(1) Diese Verordnung tritt am 18. Mai 2020 in Kraft und mit Ablauf des 26. Mai 2020 

außer Kraft. 

(2) Die Sechste Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz vom 8. Mai 2020 

(GVBl. S. 170), geändert durch Verordnung vom 14. Mai 2020 tritt mit Ablauf des 

17. Mai 2020 außer Kraft. 

 

Mainz, den 15. Mai 2020 

 
Die Ministerin 

für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 
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- nach der Kanalspülung macht sich im Haus ein übler Geruch be-
merkbar.

Diese Störungen lassen darauf schließen, dass sich die Hausinstallati-
on in einem nicht ordnungsgemäßen Zustand befindet. Die häufigsten 
Gründe sind:

- Revisionsschacht ist nicht vorhanden oder verschlossen,
- Dachentlüftung ist nicht vorhanden oder verschlossen/verstopft,
- einzelne Entwässerungsgegenstände sind nicht an die Dachentlüf-

tung angeschlossen,
- Kanalleitungen auf dem Grundstück sind verstopft.
Sollten bei der Kanalreinigung Störungen in den eigenen sanitären Anla-
gen auftreten, überprüfen Sie zunächst Ihre Hausinstallation und holen 
sich gegebenenfalls Rat bei Ihrem Installateur.
gez. Oliver Neumeister
Stellv. Werkleiter

Haushaltssatzung
der Verbandsgemeinde Göllheim für die Jahre 2020 
und 2021

vom 13.05.2020
Der Verbandsgemeinderat hat auf Grund des § 95 der Gemeindeord-
nung für Rheinland-Pfalz in der derzeit geltenden Fassung folgende 
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt

Festgesetzt werden: Haushaltsjahr 2020Haushaltsjahr 2021
1. im Ergebnishaushalt
der Gesamtbetrag der
Erträge auf

8.326.000 Euro 8.076.300 Euro

der Gesamtbetrag
der Aufwendungen auf

8.227.000 Euro 7.957.700 Euro

der Jahresüberschuss /
-fehlbetrag auf

99.000 Euro 118.600 Euro

2. im Finanzhaushalt
der Saldo der ordentlichen
Ein- und Auszahlungen auf

510.600 Euro 495.700 Euro

die Einzahlungen
aus Investitionstätigkeit auf

743.000 Euro 173.000 Euro

die Auszahlungen
aus Investitionstätigkeit auf

2.156.200 Euro 1.289.000 Euro

der Saldo der Ein-
und Auszahlungen aus
Investitionstätigkeit auf

-1.413.200 Euro -1.116.000 Euro

der Saldo der Ein-
und Auszahlungen aus
Finanzierungstätigkeit auf

902.600 Euro 620.300 Euro

§ 2 Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur Fi-
nanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
erforderlich ist, wird festgesetzt für

Bürgerbüro der VG Göllheim  
von 27.05. bis einschließlich 02.06.2020 

wegen neuer Softwareeinführung geschlossen
Liebe Bürgerinnen und Bürger,
in Rheinland-Pfalz wird die landeseinheitliche Softwarelösung aller Mel-
de-, Pass- und Personalausweisbehörden (Bürgerämter/Bürgerbüros) 
am Pfingstwochenende 2020 auf ein neues Verfahren umgestellt.
Bitte haben Sie Verständnis, dass in der Zeit vom 27.05.2020 bis ein-
schließlich 02.06.2020 keine Anträge und Vorgänge bearbeitet werden 
können und infolgedessen an diesen Tagen kein Publikumsverkehr mög-
lich ist. Die An-, Ab- und Ummeldung eines Wohnsitzes, Beantragung 
von Führungszeugnissen, Meldebescheinigungen usw. sowie auch die 
Beantragung von Personalausweisen, Kinderausweisen und Reisepäs-
sen ist ebenfalls in dieser Zeit nicht möglich.
Ab Mittwoch, 03.06.2020, steht das Bürgerbüro den Bürgerinnen und 
Bürgern nach Terminvereinbarung wieder zur Verfügung. Vorübergehend 
ist an den ersten Tagen des Einsatzes einer neuen Software erfahrungs-
gemäß mit etwas längeren Bearbeitungs- und somit Wartezeiten zu 
rechnen.
Bis auf Weiteres, ist eine Vorsprache im Bürgerbüro nur nach vorheriger 
telefonischer Terminvereinbarung möglich.
Die Mitarbeiterinnen sind zu den Öffnungszeiten der Verwaltung unter 
den Rufnummern 06351/4909-23, -24, -28, 29 für Rückfragen und Ter-
minvereinbarungen erreichbar.

Kanalreinigung  
in der Verbandsgemeinde Göllheim

Die Verbandsgemeindewerke Göllheim teilen mit, dass in den kommen-
den Wochen Kanalreinigungsarbeiten in der Verbandsgemeinde Göll-
heim durchgeführt werden.
Während den Reinigungsarbeiten kann es zu Verkehrsbehinderungen 
sowie Lärm- und Geruchsbelästigungen kommen. Die Verbandsgemein-
dewerke Göllheim bitten hierfür um Ihr Verständnis. Bei Fragen stehen 
die Mitarbeiter der Verbandsgemeindewerke Göllheim unter der Telefon-
nummer 06351/13000 zur Verfügung.
Bei der Hochdruck-Kanalreinigung werden mit hohem Wasserdruck, 
der aus einer Reinigungsdüse austritt, Ablagerungen im Kanal heraus-
gespült und entfernt. Dieser Vorgang erzeugt im Bereich vor der Düse 
einen Unterdruck und hinter der Düse einen Überdruck im Kanalsystem. 
Der entstandene Druck wird zum größten Teil durch den Luftaustausch 
in den Straßenschächten ausgeglichen. Der restlich Druck drückt in bzw. 
saugt aus den angeschlossenen Hausanschlussleitungen.
Sind die sanitären Anlagen fachgerecht ausgeführt und in einem ord-
nungsgemäßen Zustand, ist hier der Druckausgleich durch den Revi-
sionsschacht (Kontrollschacht auf dem Grundstück) und durch die Da-
chentlüftung gewährleistet. Der verbleibende restliche Druck kann durch 
angeschlossene Lüftungsleitungen der Hausinstallation entweichen.
Folgende Störungen können in den eigenen sanitären Anlagen während 
einer Kanalspülung auftreten:

- Austritt von Wasser aus dem Geruchsverschluss,
- Austritt von Wasser mit Fäkalien aus der Toilette,

AMTLICHER TEIL

Aus der Verbandsgemeinde

'Sag's uns-Kanal' im DorfFunk startet 
in der VG Göllheim

Über die App DorfFunk kannst Du ab jetzt
direkten Kontakt zur Verwaltung aufnehmen.
Melde uns deinen Fall direkt in die
Verwaltung.

So kommuniziert die Verwaltung zukünftig
transparenter und direkter über DorfFunk mit
Bürgerinnen und Bürgern vor Ort.

Jetzt DorfFunk
runterladen und

mitfunken!
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Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr 
nach der öffentlichen Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustan-
de gekommen gelten, wenn die Rechtsverletzung nicht innerhalb eines 
Jahres nach der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung unter Be-
zeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schrift-
lich geltend gemacht worden ist (§ 24 Abs. 6 Satz 4 Gemeindeordnung).

Bekanntmachung
Unvermutete überörtliche Kassenprüfung bei der 
Verbandsgemeinde Göllheim;
Ortsübliche Bekanntmachung der Prüfungsmitteilung
Die Verbandsgemeindekasse Göllheim wurde am 5. und 6.11.2019 
durch das Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt der Kreisverwaltung 
Donnersbergkreis geprüft. Der hierzu ergangene Prüfungsbericht vom 
13.10.2017, Az. 011-3-01 liegt gemäß § 110 Abs. 6 der Gemeinde-ord-
nung (GemO) in der Zeit vom 25. bis 29. Mai 2020 in der Verbands-
gemeindeverwaltung Göllheim aus. Einsichtnahme ist für jedermann, 
Fachbereich 1, Organisation, Zimmer 2.7. während der üblichen Öff-
nungszeiten, Mo.-Mi. jeweils von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 
Uhr bis 16.00 Uhr, an Donnerstagen von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 
14.00 Uhr bis 18.00 Uhr (Dienstleistungsabend) sowie freitags von 8.30 
Uhr bis 12.00 Uhr möglich. Allerdinges gelten die für die Bekämpfung 
der Corona Pandemie COVD 19 getroffenen Sonderregelungen, wonach 
die Möglichkeit der Einsichtnahme telefonisch im Voraus zu vereinbaren 
ist. Tel. 06351/4909-10, Herr Peter.
Gegenstand der Auslegung
Ausgelegt wird der „Bericht über die unvermutete überörtliche Prüfung 
der Gemeindekasse der Verbandsgemeinde Göllheim“ vom 11.11.2019. 
Der Bericht besteht aus 9 Seiten plus Anlagen.
Hinweis
Die Auslegung dient allein der Möglichkeit der Kenntnisnahme. Stellung-
nahmen zum Prüfungsbericht können nicht abgegeben werden.
Göllheim, den 14.05.2020
Verbandsgemeindeverwaltung
gez.
Steffen Antweiler, Bürgermeister

Aus den Gemeinden

Albisheim

Bebauungsplan „Südlich der Oberen  
Bahnhofstraße“ der Ortsgemeinde 

Albisheim (Pfrimm)
Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetzbu-
ches (BauGB)
Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch wird bekannt gemacht, dass 
der Gemeinderat Albisheim in seiner Sitzung am 13.05.2020 die Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Südlich der Oberen Bahnhofstraße“, 
beschlossen hat.
In der Ortsgemeinde Albisheim (Pfrimm) existiert das Baugebiet „Süd 
III“, welches sich südlich der Bahntrasse befindet. Westlich anschließen 
an dieses Baugebiet soll das Neubaugebiet „Süd IV“ entstehen, bei wel-
chem sich der Bebauungsplan noch im Aufstellungsverfahren befindet. 
Um den dortigen zukünftigen Einwohnern eine sichere fußläufige An-
bindung zum Ort zu ermöglichen, soll im östlichen Teil des zukünftigen 
Bebauungsplanes „Südlich der Oberen Bahnhofstraße“ ein Fußgänger-
weg geplant werden. Zudem soll im westlichen Teil des oben genannten 
Bebauungsplanes bereits jetzt ein Bahnhaltepunkt planungsrechtlich 
gesichert werden. Um dies zu ermöglichen, ist die Aufstellung eines Be-
bauungsplanes notwendig.
Das Plangebiet befindet sich nördlich der Bahnstraße, welche durch Al-
bisheim verläuft, westlich der L447 und umfasste eine Fläche von ca. 
6.300 m².
Der zukünftige Geltungsbereich umfasst vollständig die Plannummern 
538/26, 538/25, 538/23 und 538/3 (Straße „Obere Bahnhofstraße“) so-
wie Teilflächen der Plannummer 274/10 (Straße „Obere Bahnhofstraße“) 
der Gemarkung Albisheim (Pfrimm).
Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:
Im Norden
durch Querung der Plannummer 274/10 (Straße „obere Bahnhofstraße“) 
ist Ost-West Richtung auf Höhe der nördlichen Grundstücksgrenze der 
Plannummer 538/24, durch die nördlichen Grundstücksgrenzen der Pl-
annummern 274/10 (Straße „Obere Bahnhofstraße“) und 538/3 (Straße 
„Obere Bahnhofstraße“),

Haushaltsjahr
2020

Haushaltsjahr
2021

zinslose Kredite auf 0 Euro 0 Euro
verzinste Kredite auf 1.413.200 Euro 1.116.000 Euro
zusammen auf 1.413.200 Euro 1.116.000 Euro
Nachrichtlich:
Die Verbandsgemeindeverwaltung wird ermächtigt, die im Haushalt vor-
gesehenen Kredite nach Bedarf aufzunehmen.

§ 3 Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4 Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung
Der Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung wird festgesetzt

für Haushaltsjahr 2020 auf 26.000.000 Euro und
für Haushaltsjahr 2021 auf 26.000.000 Euro.
§ 5 Kredite und Verpflichtungsermächtigungen für Sondervermö-

gen
Die Kredite und Verpflichtungsermächtigungen für Sondervermögen mit 
Sonderrechnungen werden festgesetzt auf:

Haushaltsjahr 2020Haushaltsjahr 2021
1. Kreditaufnahme für Investitionen
und Investitionsförderungs-
maßnahmen
Eigenbetrieb Wasserversorgung 3.361.000 Euro 4.033.700 Euro
Eigenbetrieb Abwasserbeseiti-
gung

4.847.900 Euro 4.424.200 Euro

zusammen auf 8.208.900 EUR 8.457.900 Euro
2.Kredite zur Liquiditätssicherung
Eigenbetrieb Wasserversorgung 1.250.000 Euro 1.250.000 Euro
Eigenbetrieb Abwasserbeseiti-
gung

1.250.000 Euro 1.250.000 Euro

AöR Ethik 2.000.000 Euro 2.000.000 Euro
zusammen auf 4.500.000 Euro 4.500.000 Euro
3.Verpflichtungsermächtigungen
-keine-

§ 6 Umlage
Gemäß § 26 Abs. 1 Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) erhebt die 
Verbandsgemeinde von allen Ortsgemeinden eine Verbandsgemeinde-
umlage.
Der Umlagesatz wird auf jeweils 42 v. H. für die Haushaltsjahre 2020 und 
2021 festgesetzt.
§ 7 Eigenkapital
Der Stand des Eigenkapitals beträgt zum 31.12.

2019 10.167.309 vorläufig
2020 10.266.309 vorläufig
2021 10.384.909 vorläufig
§ 8 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlun-
gen gemäß § 100 Abs. 1 Satz 2 GemO liegen vor, wenn im Einzelfall 
6.000,00 Euro überschritten sind.

§ 9 Wertgrenze für Investitionen
Investitionen oberhalb der Wertgrenze von 30.000,00 Euro sind im jewei-
ligen Teilhaushalt einzeln darzustellen.

§ 10 Altersteilzeit
Die Bewilligung von Altersteilzeit für Beamtinnen und Beamten wird in 0 
Fällen zugelassen.
Die Bewilligung von Altersteilzeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern wird in 1,35 Fällen zugelassen.

§ 11 Leistungszahlungen
Für die Bewilligung von Zahlungen nach der Landesverordnung zur 
Durchführung der §§ 27 und 42a des Bundesbesoldungsgesetzes vom 
14. April 1999 (GVBl. S. 104) an Beamtinnen und Beamte werden fest-
gesetzt:

1. für Leistungsstufen 0 Euro
2. für Leistungsprämien und Leistungszulagen 0 Euro

§ 12 Weitere Bestimmungen
Es gilt der vom Verbandsgemeinderat beschlossene Stellenplan.
Göllheim, den 13.05.2020
gez.
Steffen Antweiler, Bürgermeister
(DS)
Hinweis:
Die vorstehende Haushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2020 und 
2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die nach § 95 Abs. 4 
GemO erforderlichen Genehmigungen der Aufsichtsbehörde zu den 
Festsetzungen in den §§ 2 und 3 der Haushaltssatzung wurden mit
Schreiben vom 04.05.2020 erteilt.
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 22.05.2020 bis 
02.06.2020, während der Dienstzeit im Verbandsgemeindegebäude in 
Göllheim, Freiherr-vom-Stein-Straße 3, Zimmer 3.2, öffentlich aus.
Die Bekanntmachung erfolgt in „Verbandsgemeinde Göllheim aktuell“ 
Nr. 21 vom 21.05.2020.
Es wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter Verletzung von 
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Der Geltungsbereich (maßstabsgetreu) des Entwurfes des Bebauungs-
planes kann bei der Verbandsgemeindeverwaltung Göllheim, Fachbe-
reich II, während der üblichen Öffnungszeiten, Mo.-Di. jeweils von 8.30 
Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, an Donnerstagen 
von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr sowie frei-
tags und mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr, eingesehen werden.

Albisheim, den 14.05.2020
Gez. Zelt (DS)
Ortsbürgermeister

Im Osten
durch die östliche Grundstücksgrenze der Plannummer 538/3 (Straße 
„Obere Bahnhofstraße“9,
Im Süden
durch die südlichen Grundstücksgrenzen der Plannummern 538/3 (Stra-
ße „Obere Bahnhofstraße“), 538/26, 538/25 und 538/23,
Im Westen
durch die westlichen Grundstücksgrenzen der Plannummern 538/23 
und 274/10 (Straße „Obere Bahnhofstraße“).
Der Geltungsbereich ist in der Anlage zur Bekanntmachung zeichnerisch 
dargestellt.

Geltungsbereich Bebauungsplanentwurf „Südlich der Oberen Bahnhofstraße“ der Ortsgemeinde Albisheim (Pfrimm)

Satzung
der Ortsgemeinde Albisheim (Pfrimm) über den Erlass 
einer Veränderungssperre für das Bebauungsplange-
biet „Südlich der Oberen Bahnhofstraße“
Aufgrund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fas-
sung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert am 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit den §§ 24 und 27 der Gemeindeord-
nung von Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), 
zuletzt geändert durch Artikel 37 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. 
S. 448) hat der Gemeinderat der Ortsgemeinde Albisheim (Pfrimm) in 
seiner Sitzung am 13.05.2020 folgende Satzung (Veränderungssperre) 
beschlossen:

§ 1
Der Gemeinderat Albisheim (Pfrimm) hat am 13.05.2020 beschlossen, 
für das Gebiet „Südlich der Oberen Bahnhofstraße“, das vollständig 
die Grundstücke mit den Plannummern 538/26, 538/25, 538/23, 538/3 
(Straße „Obere Bahnhofstraße“) sowie eine Teilfläche der Plannum-
mern 274/10 (Straße „Obere Bahnhofstraße“) der Gemarkung Albisheim 
(Pfrimm) umfasst, einen Bebauungsplan aufzustellen.
Über den gesamten räumlichen Geltungsbereich des Bebauungspla-
nentwurfes „Südlich der Oberen Bahnhofstraße“ wird die Verände-
rungssperre beschlossen.
Die Begrenzung des räumlichen Geltungsbereichs ist in dem nachste-
henden Lageplan hervorgehoben. Der Lageplan ist Bestandteil dieser 
Satzung.

Lageplan des räumlichen Geltungsbereichs dieser Satzung
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Bebauungsplan „Steinmühle,  
Änderung II, Erweiterung II“  

der Ortsgemeinde Albisheim (Pfrimm)
Ortsübliche Bekanntmachung der Änderung des 
Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des 
Baugesetzbuches (BauGB)
Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch wird bekannt gemacht, dass 
der Gemeinderat Albisheim (Pfrimm) in seiner Sitzung am 13.05.2020 die 
Änderung des Aufstellungsbeschlusses beschlossen hat. Dabei wurde 
der Aufstellungsbeschluss am 04.09.2019 vom Gemeinderat Albisheim 
(Pfrimm) für den Bebauungsplan „Steinmühle, Änderung II, Erweiterung 
II“ beschlossen.
Nördlich der Ortslage der Ortsgemeinde Albisheim (Pfrimm) befindet 
sich das bestehende Mischgebiet „An der Steinmühle“, welches durch 
die gleichnamige Straße erschlossen wird. Dieser Bereich wird durch 
den rechtskräftigen Bebauungsplan „Steinmühle, Änderung und Erwei-
terung I“ überplant. Dabei weist dieser Bebauungsplan im östlichen Be-
reich des Geltungsbereiches eine Wendeanlage aus, welche von einem 
weiteren Baugrundstück das Baugebiet abschließen sollte.
Jedoch wurde diese Wendeanlage nicht wie im Bebauungsplan vorgese-
hen errichtet, sondern an das östliche Ende des Geltungsbereichs ver-
legt. Aus diesem Grund muss der Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes „Steinmühle, Änderung II, Erweiterung II“ erweitert und angepasst 
werden, damit dieser Sachverhalt an die faktischen Gegebenheiten und 
die vorhandene Erschließungsstraße angepasst wird. Diese Anpassung 
bezieht sich ebenfalls auf eine Anpassung der Baufenster der bereits 
vorhandenen Baugrundstücke.
Das Plangebiet befindet sich östlich der Ortslage von Albisheim und 
direkt östlich anschließend an die Straße „An der Steinmühle“ in der 
Gemarkung Albisheim (Pfrimm).
Bisheriger Geltungsbereich:
Der bisherige Geltungsbereich umfasste vollständig die Plannummern 
521/7, 521/8 (landw. Wirtschaftsweg) und 521/10 (landw. Wirtschafts-
weg) sowie teilweise die Plannummer 523/1 (landw. Wirtschaftsweg) der 
Gemarkung Albisheim (Pfrimm) und hatte eine Größe von ca. 0,83 ha.
Neuer Geltungsbereich:
Der neue Geltungsbereich umfasst vollständig die Plannummern 521/7, 
324/31, 324/30, 324/29, 521/13 (Straße „An der Steinmühle“), 521/14, 
521/10 (landw. Wirtschaftsweg), 521/8 (landw. Wirtschaftsweg/Fahr-
radweg) und 521/9 sowie Teilflächen der Plannummern 324/28, 523/1 
(landw. Wirtschaftsweg), 324/27, 324/33 (Straße „An der Steinmühle“) 
und 324/15 der Gemarkung Albisheim (Pfrimm) und hat eine Größe von 
ca. 1,75 ha.
Gegenüber dem bisherigen Geltungsbereich sind vollständig die Plan-
nummern 324/31, 324/30, 324/29, 521/13 (Straße „An der Steinmüh-
le“) 521/14, 529/9 sowie Teilflächen der Plannummern 324/28, 324/27, 
324/33 (Straße „An der Steinmühle“9 und 324/15 der Gemarkung Albis-
heim (Pfrimm) hinzugekommen.
Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:
im Norden
durch die nördlichen Grundstücksgrenzen der Plannummern 324/28, 
324/30, 324/31 und 521/7,
durch Querung der Plannumer 523/1 (landw. Wirtschaftsweg) in West-
Ost-Richtung bis zur nördlichen Grundstücksgrenze der Plannummer 
523/1 (landw. Wirtschaftsweg), durch die nördliche Grundstücksgrenze 
der Plannummer 523/1 (landw. Wirtschaftsweg),
im Osten
durch die östliche und südliche Grundstücksgrenze der Plannummer 
523/1 (landw. Wirtschaftsweg), durch die östlichen Grundstücksgren-
zen der Plannummern 521/8 (landw. Wirtschaftsweg/Fahrradweg) und 
521/14,
im Süden
durch die südlichen Grundstücksgrenzen der Plannummern 521/14 und 
324/15,
im Westen
durch Querung der Plannummern 324/15 und 324/33 (Straße „An der 
Steinmühle“) auf Höhe der östlichen Grundstücksgrenze der Plannum-
mer 403/3 in Nord-Süd-Richtung, durch Querung der Plannummer 
324/27 und 324/28 in nördlicher Richtung bis zur nördlichen Grund-
stücksgrenze der Plannummer 324/28.
Der bisherige und der neue Geltungsbereich ist in der Anlage zur Be-
kanntmachung zeichnerisch dargestellt.
Der Geltungsbereich (maßstabsgetreu) des Entwurfes des Bebauungs-
planes kann bei der Verbandsgemeindeverwaltung Göllheim, Fachbe-
reich II, während der üblichen Öffnungszeiten, Mo.-Di. jeweils von 8.30 
Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, an Donnerstagen 
von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr sowie frei-
tags und mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr, eingesehen werden.
Albisheim, 14.05.2020
Gez. Zelt (DS)
Ortsbürgermeister

§ 2
(1) Im räumlichen Geltungsbereich der gemäß § 1 angeordneten Verän-
derungssperre ist es unzulässig,

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB durchzuführen oder bauliche 
Anlagen zu beseitigen (§ 14 Abs. 1 Nr. 1 BauGB);

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von 
Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, vorzu-
nehmen (§ 14 Abs. 1 Nr. 2 BauGB).

(2) Von der Veränderungssperre kann die Baugenehmigungsbehörde im 
Einvernehmen mit der Ortsgemeinde Göllheim eine Ausnahme zulassen, 
wenn überwiegend öffentliche Belange nicht entgegenstehen.
(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre bau-
rechtlich genehmigt worden sind und Vorhaben, von denen die Gemein-
de nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit 
deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte 
begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fort-
führung einer bisher ausgeübten zulässigen Nutzung, werden von der 
Veränderungssperre nicht berührt.

§ 3
(1) Die Satzung über die Veränderungssperre tritt mit dem Datum ih-
rer öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt der Verbandsgemeinde 
Göllheim in Kraft (Erscheinungsdatum des Amtsblattes).
(2) Die Satzung über die Veränderungssperre tritt nach Ablauf von zwei 
Jahren außer Kraft (§ 17 Abs. 1 BauGB), vom Tag der Bekanntmachung 
gerechnet. Auf die Zweijahresfrist ist der seit der Zustellung der ersten 
Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 BauGB abgelaufene Zeit 
anzurechnen.
(3) Die Veränderungssperre tritt spätestens außer Kraft, sobald und so-
weit der Bebauungsplan für den Geltungsbereich gemäß § 1 dieser Sat-
zung rechtsverbindlich geworden ist.
Albisheim, den 14.05.2020
Gez. Zelt (DS)
Ortsbürgermeister
Allgemeine Hinweise:
Es wird gemäß § 18 BauGB darauf hingewiesen, dass bei einer Verän-
derungssperre, die länger als vier Jahre über den Zeitpunkt ihres Be-
ginns oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs hinaus dauert, 
den Betroffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten ist. Die Vorschriften über 
die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils sowie § 121 
gelten entsprechend; dabei ist der Grundstückswert zugrunde zu legen, 
der nach den Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Dritten Teils zu 
entschädigen wäre. Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflichtet. 
Der Entschädigungsberechtigte kann Ent-schädigung verlangen, wenn 
die o.g. Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi-
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Kommt 
eine Einigung über die Entschädigung nicht zustande, entscheidet die 
höhere Verwaltungsbehörde. Für den Bescheid über die Festsetzung der 
Entschädigung gilt § 122 entsprechend.
Auf das Erlöschen des Entschädigungsanspruchs findet § 44 Abs. 4 mit 
der Maßgabe Anwendung, dass bei einer Veränderungssperre, die die 
Sicherung einer Festsetzung nach § 40 Abs. 1 oder § 41 Abs. 1 zum 
Gegenstand hat, die Erlöschensfrist frühestens ab Rechtsverbindlichkeit 
des Bebauungsplans beginnt.
Unbeachtlich sind

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemein-
de unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind (§ 215 Abs. 1 BauGB).
Außerdem wird gemäß § 24 Abs. 6 Satz 4 der Gemeindeordnung für 
Rheinland-Pfalz (GemO) darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande 
gekommen gelten.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Geneh-
migung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind,

oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den 

Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- 
oder Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter 
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann 
auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verlet-
zung geltend machen.
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1. Bebauungsplan „Donnersbergstraße“
a) Abwägung der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß §§ 
4a Abs. 3i.V.m. 3 Abs. 2 BauGB
b) Abwägung der erneuten Beteiligung der Behörden und sonsti-
gen Trägeröffentlicher Belange gemäß §§ 4a Abs. 3 i.V.m. 4 Abs. 2 
BauGB
c) Satzungsbeschluss

2. Beschlussfassung zur Pergola am Bahnhofsplatz
B. Nichtöffentlicher Teil:
3. Grundstücksangelegenheiten
4. Gemeindetraktorhier: Beratung

Dreisen, 15. Mai 2020

gez. Kathrin Molter

Ortsbürgermeisterin
Bitte beachten Sie als Besucher und Gremienmitglied folgende Hinwei-
se zum Sitzungsablauf:
•	 Bitte tragen Sie einen Mund-Nasenschutz
•	 Es gilt eine Abstandregelung von mind. 1,50 m untereinander
•	 Personen mit akuten Krankheitssymptomen bitten wir, die Sitzung 

nicht aufzusuchen

Dreisen

5. Sitzung des Gemeinderates

Bekanntmachung
Am Donnerstag, den 28. Mai 2020, um 19:30 Uhr, findet die öffentliche 

und nichtöffentliche 5. Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde 

Dreisen in der Legislaturperiode 2019/2024 im großen Saal des Dorf-

gemeinschaftshauses der Ortsgemeinde Dreisen, Am Sportplatz 1 in 

Dreisen statt.

Tagesordnung:
A. Öffentlicher Teil:

Bisheriger Geltungsbereich Bebauungsplanentwurf „Steinmühle, Änderung II, Erweiterung II“ der Ortsgemeinde Albisheim (Pfrimm)

Neuer Geltungsbereich Bebauungsplanentwurf „Steinmühle, Änderung II, Erweiterung II“ der Ortsgemeinde Albisheim (Pfrimm)
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ausgeber „Linus Wittich Medien KG“, 54343 Foehren, Europa-Allee 2. 
Sie enthält die öffentlichen Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde 
und ihrer Ortsgemeinden und wird kostenlos in alle Haushalte im Gebiet 
der Verbandsgemeinde verteilt.
Darüber hinaus erfolgen die öffentlichen Bekanntmachungen im Internet 
unter der Adresse „https://www.vg-goellheim.de“.
Die Zeit, Ort und Tagesordnungen der Sitzungen des Gemeinderates 
oder der Ausschüsse sind zusätzlich durch Aushang an der Bekannt-
machungstafel Aushang an den Bekanntmachungstafeln an der Bushal-
testelle (Dorfplatz) in der Hauptstraße der GemeindeRüssingen bekannt 
zu machen.
(2) Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder 
Erläuterungen können abweichend von Absatz 1 durch Auslegung in ei-
nem Dienstgebäude der Verbandsgemeindeverwaltung zu jedermanns 
Einsicht während der Dienststunden bekannt gemacht werden. In die-
sem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum), Frist und Zeit der 
Auslegung spätestens am Tage vor dem Beginn der Auslegung durch 
öffentliche Bekanntmachung in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. 
Die Auslegungsfrist beträgt mindestens sieben volle Werktage. Besteht 
an dienstfreien Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme, so ist 
die Auslegungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens sieben Tagen 
Einsicht genommen werden kann.
(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorge-
schrieben ist und hierfür keine besonderen Bestimmungen gelten, gilt 
Absatz 2 entsprechend.
(4) Dringliche Sitzungen im Sinne von § 8 Abs. 4 DVO zu § 27 GemO 
des Gemeinderates oder eines Ausschusses werden abweichend von 
Absatz 1 zusätzlich durch Aushang an der Bekanntmachungstafel am 
Rathaus der Verbandsgemeindeverwaltung, Freiherr-vom-Stein-Straße 
3, bekannt gemacht, sofern eine rechtzeitige Bekanntmachung gemäß 
Absatz 1 nicht mehr möglich ist.
(5) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonde-
rer Umstände die vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht ange-
wandt werden, so erfolgt in unaufschiebbaren Fällen die öffentliche Be-
kanntmachung nur durch Aushang an der Bekanntmachungstafel an der 
Bushaltestelle (Dorfplatz) in der Hauptstraße der Gemeinde Rüssingen.
Die Bekanntmachung ist unverzüglich nach Beseitigung des Hindernis-
ses in der vorgeschriebenen Form nachzuholen, sofern nicht der Inhalt 
der Bekanntmachung durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist.
(6) Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern nicht eine 
andere Bekanntmachungsform vorgeschrieben ist.

§ 2
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

Bürgerbegehren und Bürgerentscheid bestimmen sich nach § 17a der 
Gemeindeordnung.

§ 3
Bildung der Ausschüsse

Die Bildung der Ausschüsse und ihre personelle Zusammensetzung 
werden durch Beschlussfassung im Gemeinderat gemäß Abschnitt 3 
der Gemeindeordnung festgelegt.

§ 4 
Beigeordnete

Die Gemeinde Rüssingen hat bis zu zwei Beigeordnete.

§ 5
Aufwandsentschädigung  

für Mitglieder des Gemeinderates
(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen 
persönlichen Aufwendungen erhalten die Ratsmitglieder für die Teilnah-
me an Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse eine Ent-
schädigung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 7.
(2) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen 
persönlichen Aufwendungen erhalten die Gemeinderatsmitglieder für 
die Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderates und der Ausschüsse 
eine Aufwandsentschädigung in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 
10,00 EUR pro Sitzung.
(3) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 werden keine Fahrkosten 
für Fahrten zwischen Wohnung und Sitzungsort erstattet.
(4) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 wird nachgewiesener Lohn-
ausfall in voller Höhe ersetzt; er umfasst bei Arbeitnehmern auch die 
entgangenen tarifvertraglichen und freiwilligen Arbeitgeberleistungen 
sowie den Arbeitgeberanteil zu den gesetzlichen Sozialversicherungs-
beiträgen. Verdienstausfall wird nur auf Antrag gewährt.
Selbständig tätige Personen erhalten auf Antrag Verdienstausfall in 
Höhe eines Durch-schnittssatzes von 60,00 € pro Sitzung.
Personen, die weder einen Lohn- noch einen Verdienstausfall geltend 
machen können, denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich ein 
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden 
kann, erhalten auf Antrag einen Ausgleich

a) in Höhe von 40,00 € pro Sitzung, wenn sie mindestens ein in ih-
rem Haushalt wohnendes Kind unter 14 Jahren tatsächlich betreuen 
oder

Lautersheim

Stellenausschreibung
In der eingruppigen Kindertagesstätte „Nimmersatt“ 
der Ortsgemeinde Lautersheim, Hauptstr. 8, ist zum 
01.08.2020 die Stelle einer

pädagogischen Fachkraft (m/w/d)
mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von insgesamt 30,25 Std. (davon 
3,00 Std. haus-
wirtschaftliche Tätigkeiten nach E 2 TVöD) befristet bis voraussichtlich 
30.05.2022 zu besetzen.
Wir wünschen uns eine/n Mitarbeiter/in

• mit abgeschlossener Ausbildung
• mit Freude an elementarpädagogischer Arbeit
• Umsetzung der rheinland-pfälzischen Bildungs- und Erziehungs-

empfehlungen
• Teamfähigkeit sowie Flexibilität in der Dienstplangestaltung
• Kreativität, eigene Ideen und Engagement
• Zuverlässigkeit und Kooperationsbereitschaft mit Kollegen, Träger 

und Eltern
Wir bieten

• Kompetente Anleitung in der Einarbeitung
• Weiterentwicklung persönlicher Kompetenzen
• Arbeiten in einem freundlichen, offenen und kreativen Umfeld
• Planung, Dokumentation und Reflexion kindlicher Bildungsprozesse 

im Mittelpunkt unserer pädagogischen Arbeit
• Eine verantwortungsvolle Tätigkeit mit vielfältigen Gestaltungsmög-

lichkeiten
• Gute Zusammenarbeit mit Träger, Eltern und Team
• Bezahlung nach TVöD sowie die üblichen Sozialleistungen des öf-

fentlichen Dienstes
Haben wir Ihr Interesse geweckt?
Dann bitten wir Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Unterlagen (Le-
benslauf, Zeugnisse, sonstige Qualifikationen) bis zum 05.06.2020 in 
elektronischer Form an die Emailadresse bewerbungen@vg-goellheim.
de oder schriftlich an die Verbandsgemeindeverwaltung – Fachbereich 
1 Organisation – Freiherr-vom-Stein-Str. 1 – 3, 67307 Göllheim einzu-
reichen. Bitte nur Kopien einreichen. Ihre Bewerbung wird nach den 
Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes behandelt und nach Ab-
schluss des Auswahlverfahrens vernichtet.
Für Rückfragen stehen Ihnen Frau Glas Tel. 06351/4909-11, glas@vg-
goellheim.de oder Frau Stabel, Tel. 06351/4909-13 stabel@vg-goell-
heim.de zur Verfügung.

Rüssingen

Hauptsatzung der Ortsgemeinde Rüssingen 
vom 27. Februar 2020

Der Gemeinderat hat auf Grund der §§ 24 und 25 Gemeindeordnung 
(GemO), der §§ 7 und 8 der Landesverordnung zur Durchführung der 
Gemeindeordnung (GemODVO), des § 2 der Landesverordnung über 
die Aufwandsentschädigung kommunaler Ehrenämter (KomAEVO) die 
folgende Hauptsatzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird:
Inhaltsverzeichnis

1. Öffentliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben
2. Bürgerbegehren und Bürgerentscheid
3. Bildung der Ausschüsse
4. Beigeordnete
5. Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Gemeinderates
6. Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters
7. Aufwandsentschädigung für Beigeordnete
8. Aufwandsentschädigung für Feldgeschworene
9. Aufwandsentschädigung für weitere Ehrenämter
10. Ton- und Bildaufzeichnungen sowie Ton- und Bildübertragungen 

von Rats- und Ausschusssitzungen
11. In-Kraft-Treten

§ 1
Öffentliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Ortsgemeinde Rüssingen erfol-
gen in der Wochenzeitung „Verbandsgemeinde Göllheim aktuell“, Her-
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Aufnahme oder Übertragung ihres Redebeitrages unterbleibt. Das Ver-
langen ist gegenüber der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden geltend 
zu machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende hat im Rahmen seiner Ordnungsgewalt (§ 36 GemO) dafür 
Sorge zu tragen, dass die Aufnahmen unterbleiben.
(3) Film- und Tonaufzeichnungen von anderen Personen als den Mit-
gliedern des Rates bzw. der Ausschüsse, insbesondere von Einwoh-
nerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten der Gemeinde oder 
Verbandsgemeinde, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt 
haben. Die Personen sind darauf hinzuweisen, dass die Einwilligung 
jederzeit widerrufen werden kann. Die Einwilligung ist im Protokoll zu 
dokumentieren.
(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des 
Protokolls bleibt davon unberührt.

§ 11 
In-Kraft-Treten

(1) Die Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die bisherige Hauptsatzung vom 19.07.2004 sowie 
die 1. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Ortsgemeinde Rüssin-
gen vom 21.09.2006, die 2. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der 
Ortsgemeinde Rüssingen vom 28.10.2009 und die 3. Änderungssatzung 
zur Hauptsatzung der Ortsgemeinde Rüssingen vom 06.08.2019 außer 
Kraft.
Rüssingen, den 14.05.2020
gez.
Steffen Antweiler
Ortsbürgermeister
Allgemeine Hinweise:
Gemäß § 24 Abs. 6 Satz 4 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz 
(GemO) wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der GemO oder auf Grund der 
GemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntmachung 
als von Anfang an gültig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, 
wenn 1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Ge-
nehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind, oder 2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die Ver-
letzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemein-
deverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. Hat jemand eine Verlet-
zung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Zellertal

6. Sitzung des Gemeinderates
Bekanntmachung
Am Dienstag, den 26. Mai 2020, um 19:30 Uhr, findet die öffentliche 
und nichtöffentliche 6. Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde 
Zellertal in der Legislaturperiode 2019/2024 im evangelischen Gemein-
dehaus Harxheim, Lindenstr. 2 in Zellertal statt.

Tagesordnung:
A. Öffentlicher Teil:
1. Auswirkungen/Einschränkungen durch Corona
2. Bebauungsplan „Am Immesheimer Weg“

a) Abwägung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 1BauGB
b) Abwägung der ersten Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Trägeröffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
c) Fortführung des Verfahrens

3. Ergebnisse Verkehrsmessung Harxheim, Kurpfalzstraße
4. Aktueller Stand technische Maßnahmen 2020
B. Nichtöffentlicher Teil:
5. Kindergartenangelegenheiten
6. Vertragsangelegenheiten
7. Grundstücksangelegenheiten
Zellertal, 15. Mai 2020
gez. Christian Lauer
Ortsbürgermeister
Bitte beachten Sie als Besucher und Gremienmitglied folgende Hinwei-
se zum Sitzungsablauf:
•	 Bitte tragen Sie einen Mund-Nasenschutz
•	 Es gilt eine Abstandregelung von mind. 1,50 m untereinander
•	 Personen mit akuten Krankheitssymptomen bitten wir, die Sitzung 

nicht aufzusuchen

b) in Höhe von 40,00 € pro Sitzung, wenn sie einen nach ärztlichem 
Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen tatsächlich 
betreuen oder pflegen.

(5) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Gemeinderatsmit-
glieder für Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen 
des Landesreisekostengesetzes.
(6) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen oder Besprechungen an einem 
Tag wird nur insgesamt einmal Sitzungsgeld gewährt.
(7) Die Ratsmitglieder haben über elektronische Medien Zugriff auf Ein-
ladungen, Sitzungsunterlagen und Niederschriften. Sofern sie auf die 
Zustellung dieser Dokumente in Papierform verzichten, erhalten sie zur 
Abgeltung ihrer zusätzlichen Auslagen für elektronische Einrichtungen, 
Datenübertragungen und Ausdrucke eine Pauschale zum Sitzungsgeld 
i.H.v. 300,00 € pro Legislaturperiode. Die Auszahlung erfolgt einmalig 
am Anfang der Wahlperiode zum Stichtag 30.06. Bei Amtsniederlegung 
eines Ratsmitgliedes wird für jedes noch nicht angefangene Jahr nach 
der Wahlperiode (Stichtag 30.06.) eine Rückerstattung i.H.v. 60,00 € ge-
fordert. Dies gilt nicht, falls das Ratsmitglied durch Tod ausscheidet.
(8) Zwischen der Gemeinde Rüssingen und dem jeweiligen Ratsmitglied 
wird Näheres in einer Vereinbarung geregelt.
(9) Ausschussmitglieder, die keine gewählten Ratsmitglieder sind (ge-
mischte Ausschüsse), erhalten auf Antrag ebenfalls Zugang über elekt-
ronische Medien, Zugriff auf Einladungen, Sitzungsunterlagen und Nie-
derschriften. Sie erhalten keine Pauschale nach Abs. 7 Satz 2. Zwischen 
der Gemeinde Rüssingen und dem Ausschussmitglied wird Näheres in 
einer Vereinbarung geregelt. Die Absätze 2 - 6 geltend entsprechend.

§ 6
Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters

Dem Ortsbürgermeister wird eine Aufwandsentschädigung gemäß § 12 
Absatz 1 Satz 1 der Landesverordnung über die Aufwandsentschädi-
gung kommunaler Ehrenämter
(KomAEVO) gewährt. Im Falle der sogenannten Personalunion (gleich-
zeitig Bürgermeister der Verbandsgemeinde) wird die Aufwandsent-
schädigung als Ortsbürgermeister abweichend auf 75 % festgesetzt (§ 
12 Abs. 3 KomAEVO).

§ 7 
Aufwandsentschädigung für Beigeordnete

(1) Ehrenamtliche Beigeordnete erhalten für den Fall der Vertretung 
des Ortsbürgermeisters eine Aufwandsentschädigung in Höhe der Auf-
wandsentschädigung des Ortsbürgermeisters nach § 6. Erfolgt die Ver-
tretung des Ortsbürgermeisters nicht für die Dauer eines vollen Monats, 
so beträgt sie für jeden Tag der Vertretung ein Dreißigstel des Monats-
betrages der dem Ortsbürgermeister zustehenden Aufwandsentschädi-
gung.
(2) § 5 gilt entsprechend.

§ 8 
Aufwandsentschädigung für Feldgeschworene

Die Feldgeschworenen erhalten für ihre Mitwirkung bei Abmarkungen 
sowie für die Grenzbegänge eine Entschädigung, die nach Stunden 
bemessen wird; die Zeiten für die Wegstrecken vom Wohnsitz bis zum 
Tätigkeitsort und zurück werden berücksichtigt. Die Entschädigung be-
trägt 15,00 EUR je Stunde. Angefangene halbe Stunden sind mit der 
Hälfte des Stundensatzes zu entschädigen.

§ 9 
Aufwandsentschädigung für weitere Ehrenämter

(1) Die Beisitzer des Wahlausschusses erhalten ein Sitzungsgeld nach 
§ 5 Abs. 2. Finden gleichzeitig Wahlausschusssitzungen verschiedener 
Wahlen und Abstimmungen statt, wird die Aufwandsentschädigung nur 
einmal gewährt.
(2) Die Mitglieder und Hilfskräfte der Wahl- und Abstimmungsvorstän-
de erhalten eine pauschalierte Abgeltung ihres baren Aufwandes in der 
Form eines Erfrischungsgeldes. Das Erfrischungsgeld beträgt 35,00 € 
für den Wahlvorsteher/die Wahlvorsteherin und deren Stellvertretung; 
sowie 25,00 € für die Beisitzer, Schriftführer und die verpflichteten 
Hilfskräfte am Wahl- oder Abstimmungstag. Finden an einem Wahltag 
mehrere Wahlen und Abstimmungen gleichzeitig statt, so wird das Erfri-
schungsgeld nur einmal gewährt.

§ 10 
Ton- und Bildaufzeichnungen sowie Ton- und Bild-
übertragungen von Rats- und Ausschusssitzungen

(1) Ton- und Bildaufzeichnungen sowie Ton- und Bildübertragungen von 
Rats- bzw. Ausschussmitgliedern in öffentlicher Sitzung des Rates (und 
seiner Ausschüsse) sind zulässig, sofern Sie von Vertretern der Pres-
se und des Rundfunks mit dem Ziel der Berichterstattung erfolgen. Die 
Anfertigung der Aufzeichnungen ist der Vorsitzenden oder dem Vorsit-
zenden vor dem Beginn der Sitzung anzuzeigen. Sie oder er hat die An-
wesenden zu Beginn der Sitzung darüber zu informieren, dass Aufzeich-
nungen von den Rats- bzw. Ausschussmitgliedern erfolgen. Im Übrigen 
ist die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen bzw. Bild- oder 
Tonübertragungen durch Rats- oder Ausschussmitglieder oder anderen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Sitzungen untersagt.
(2) Ausschuss- und Gemeinderatsmitglieder können verlangen, dass die 
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Ambulanter Kinder- und  
Jugendhospizdienst Mobile

Unterstützung und Begleitung von Familien mit einem lebensverkürzend 
erkrankten Kind oder Jugendlichen
������������������������������������������������������������������������������������Tel.: 06131/235531
E-Mail: Kinderhospiz@mainzer-hospiz.de

VdK-Kreisverband Kirchheimbolanden
Vorstadt 44, 67292 Kirchheimbolanden ��������������������Tel. 06352/7505610
������������������������������������������������������������������������������� Fax: 06352/75056129
E-Mail: kv-donnersberg@vdk.de
Internet: www.vdk.de/kv-donnersberg

VdK- Ortsverband Göllheim
Ansprechpartner: Reginald Schirmbrand ����������������� Tel. 0176/66905383

Betreuungsverein Kirchheimbolanden e.V.
Beratungsstelle (vertraulich u. kostenlos) für ehrenamtliche Betreuer/
innen von Menschen mit geistig/psychischen oder altersbedingten Ein-
schränkungen, sowie Bevollmächtigten einer Vorsorgevollmacht. Bei 
Beratungswunsch bitte Termin vereinbaren.
Dannenfelser Str. 40b, 67292 Kirchheimbolanden
���������������������������������������������������������������������������������������Tel: 06352/67149
E-Mail: info@btvkibo.de, homepage: www.btvkibo

Allgemeiner Sozialer Dienst
Die offene Sprechstunde des Allgemeinen Sozialen Dienstes findet je-
den Mittwoch von 10:00 - 12:00 Uhr in der Verbandsgemeinde Göllheim, 
Zimmer 1.8 statt. Eine vorherige Terminvereinbarung ist nicht notwendig.

Gemeindeschwester Plus  
der Kreisverwaltung Donnersbergkreis

Frau Eva Müller
Tel.: 06352 / 710-323
Handy: 0162 / 3341419

Kirchliche Nachrichten

Prot. Kirchengemeinden Biedesheim  
und Zellertal: Mit Abstand,  

mit Vorsicht - aber live
Die nächsten Gottesdiensten in der Pfarrei Zellertal:
Christi Himmelfahrt, 21.05.2020
10 Uhr Harxheim
Sonntag, den 24.05.2020
10 Uhr Harxheim
Pfingstsonntag, den 31.05.2020
9 Uhr Biedesheim + 10:15 Uhr Zell
Pfingstmontag, den 01.06.2020
10 Uhr Harxheim
Die Pfingstgottesdienste finden als Predigtgottesdienste ohne Abend-
mahl statt!

Dornbusch-Gemeinde Göllheim
Evangelische Freikirche
Gemeinde am Marktplatz 6, 67307 Göllheim
Gottesdienst:
Sonntag 10:30 Uhr
Wir richten uns nach den jeweils geltenden Hygienevorschriften.
Wir laden sie recht herzlich ein und freuen uns auf ihren Besuch.
Auskunft über:
Karl-Friedrich u. Karin Heinz, Göllheim
Tel. 06351-45514
Mail: dornbusch@dbg-goellheim.de
www.Dornbusch-Gemeinde-Goellheim.de

Prot. Kirchengemeinde Lautersheim
Der erste Gottesdienst seit 8 Wochen konnte nun in Lautersheim 
am letzten Sonntag gefeiert werden. Zum nächsten Gottesdienst 
lädt die Protestantische Kirchengemeinde dann am Pfingstmontag in die 
Protestantische Kirchengemeinde in Lautersheim ein.
Taufen und Trauungen können auch wieder gemäß den „Richtlinien 
Gottesdienste“ gefeiert werden.
Von Konfirmationen und Jubelkonfirmationen sowie anderen begeg-
nungsintensiven Gottesdiensten soll abgesehen werden.

Bereitschaftsdienste

Ärztlicher Notfalldienst
Region Eisenberg - Ramsen - Kerzenheim - Ebertsheim - Steinborn - 
Steinackersiedlung - Rodenbach - Quirnheim - Lautersheim.
Notdienstzeiten: Mittwoch, von 13.00 Uhr bis Donnerstag, 7.00 Uhr, am 
Wochenende von Freitag, 19.00 Uhr bis Montag, 7.00 Uhr.
Ärztliche Notfalldienstzentrale, Westring 32 ������������������Tel. 06359/19292
Ärzte-Dienst Rockenhausen zu erfragen über den Anrufbeantworter des 
Hausarztes.
Tierheim Worms Notfall-Tel.: 0177-9585350 v. 8:00 - 17:15 Uhr

Zahnärztlicher Notfalldienst
Die Dienst habende Praxis wird unter der Telefonnummer 06305/7150414 
bekannt gegeben.

Ärztlicher Notfalldienst
Der ärztliche Notfalldienst der niedergelassenen Ärzte im Dienstgebiet 
für Kirchheimbolanden, Göllheim und Zellertal wird durchgeführt von 
der Notfalldienstzentrale Kirchheimbolanden, Dannenfelser Straße 36, 
67292 Kirchheimbolanden, Tel. 06352/19292.
Die Notfalldienstzentrale Kirchheimbolanden erreichen Sie am Westp-
falzklinikum Kirchheimbolanden (Wegweiser Notfälle).
Notfalldienstzeiten:
Mittwoch von 13.00 Uhr bis Donnerstag 07.00 Uhr
Freitag von 18.00 Uhr bis Montag 07.00 Uhr und an den Feiertagen.
Notfalldienstzentrale Grünstadt erreichen Sie am Kreiskrankenhaus 
Grünstadt.
Notfalldienstzeiten:
Mittwoch von 13.00 Uhr bis Donnerstag 07.00 Uhr
Freitag von 18.00 Uhr bis Montag, 07.00 Uhr und an den Feiertagen.

Bereitschaftsdienst  
der Verbandsgemeindewerke Göllheim

Bei Störungen in der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung 
sind die Verbandsgemeindewerke auch außerhalb der üblichen Dienst-
stunden unter der Telefonnummer 0173/6767540 erreichbar.
Die Beseitigung von Unregelmäßigkeiten innerhalb der Hausinstallation 
ist vom Hauseigentümer selbst zu veranlassen.

Telefonseelsorge
Ein Beratungsangebot für Menschen in Krisen- und Belastungssituati-
onen
��������������������������������������������������Tel.: 0800-1110 111 und 0800-1110 222
Anonym. Kompetent. Rund um die Uhr.
Unter www.telefonseelsorge.de Beratung auch im Internet.

Ökumenische Sozialstation  
Donnersberg-Ost e.V.

(Ambulante Hilfe Zentrum)
Ambulante Alten- und Krankenpflegestation für die Verbandsgemeinden 
Eisenberg, Göllheim und Kirchheimbolanden, 67292 Kirchheimbolan-
den, Dannenfelser Str. 40 b, Tel.: 06352/705970 jederzeit erreichbar.
Tagesbetreuung für Menschen mit Demenz
„Haus Vergissmeinnicht“
Bahnhofstraße 14, Kirchheimbolanden
Information und Anmeldung: Ökumenische Sozialstation Donnersberg 
Ost e.V. �����������������������������������������������������������������Telefon: 06352/705970

Pflegestützpunkt Donnersbergkreis-Ost
Beratung und Hilfe rund um die Themen Alter, Pflege, Gesundheit und 
Soziales - kostenlos, trägerneutral und vertraulich.
Persönliche Beratung zu Hause oder im Pflegestützpunkt:
Vorstadt 1, 67292 Kirchheimbolanden
Marita Bohn ��������������������������������������������������������������������� 06352/7190619
Katja Scheid �������������������������������������������������������������������� 06352/7190618

Ambulanter Hospiz- und Palliativ- 
Beratungsdienst Donnersbergkreis

Begleitung schwerstkranker und sterbender Menschen sowie ihrer An-
gehörigen.
Ökum. Sozialstation, Dannenfelser Str. 40b, 67292 Kirchheimbolanden
Ansprechpartnerin:
Ingrid Horsch ������������������������������������������������������������Tel. 06352/7059 714

NICHTAMTLICHER TEIL
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Wir bitten allerdings um die Einhaltung der dort ausgehängten „Beson-
deren Hinweise zur Nutzung der Spielplätze während der Corona-Pan-
demie“. Ebenfalls möchten wir daran erinnern, dass auf dem Spielplatz 
keine Hunde erlaubt sind.
Wir hoffen, dass wir mit diesen neuen Geräten die Attraktivität unseres 
Spielplatzes deutlich gesteigert haben und dass dieses neue Angebot 
von den Kindern angenommen wird.
Rüdiger Kragl, Ortsbürgermeister

Zellertal

Absage Kerwe und Dorfjubiläums  
1250 Jahre Niefernheim

Liebe Niefernheimerinnen,
liebe Niefernheimer,
liebe Gäste,
nun ist es traurige Gewissheit, aufgrund des bundesweiten Veranstal-
tungsverbotes bis zum 31. August 2020 müssen wir schweren Herzens 
die Niefernheimer Kerwe 2020 absagen.
Auch unser geplantes Dorfjubiläum ist in weiten Teilen von den oben 
genannten Maßnahmen betroffen.
Wir haben uns daher dazu entschieden, das Jubiläum nächstes Jahr 
unter dem Motto „1250 + 1 Jahre Niefernheim“ nachzufeiern.
Natürlich unterstützen wir die Entscheidung von Bund und Ländern, 
denn die Gesundheit geht vor.
Wir nehmen diese Verantwortung, die jeder von uns in der momentanen 
Lage trägt, sehr ernst und haben uns im Hintergrund schon früh viele 
Gedanken gemacht, ob wir besonders für unsere vielen Partner und Be-
sucher eine Alternative finden können.
Da die möglichen Rahmenbedingungen durch die weltweite Corona-
Pandemie derzeit bestenfalls zu erahnen sind und unsere Veranstaltun-
gen einen längeren organisatorischen Vorlauf benötigen, werden wir da-
her hinsichtlich unseres Dorfjubiläums in diesem Jahr keine alternativen 
Termine mehr planen.
Es war uns jedoch bereits jetzt möglich, alle geplanten Veranstaltungen 
ins nächste Jahr zu verschieben. Es wird im Jahr 2021 also einen Auftritt 
der GooGs geben und auch Spitz und Stumpf werden sich nochmals, 
und zwar in Niefernheim in den Ruhestand verabschieden.
Weitere Informationen und die neuen Termine zu unserem Jubiläums-
programm findet ihr auf unserer Homepage
www.jubiläum-niefernheim.de oder www.vg-goellheim.de/vg_goell-
heim/Gemeinden/Zellertal/
Wir sehen uns zu einer wundervollen Kerwe 2021 sowie zu unserem 
Dorfjubiläum „1250 + 1 Jahre Niefernheim“.
Bleibt gesund und passt auf euch auf!
Euer Ortsbeirat Niefernheim
Danke und Gruß.
Christian Lauer

Alle anderen kirchlichen Veranstaltungen müssen leider zunächst noch 
ausfallen.
Um 19.30 Uhr läuten weiterhin die Kirchenglocken zum Ökumeni-
schen Gebet.

Beerdigungen
Bei Beerdigungen wenden Sie sich bitte ans Pfarramt.
Pfarrerin Helke Rothley erreichen Sie: Protestantische Pfarramt 
Kerzenheim, Telefonnummer: 06351 51 70, Mail: pfarramt.kerzen-
heim@evkirchepfalz.de
Gerne können Sie sich in jedem Fall ans Pfarramt, an Pfarrerin Rothley 
wenden. Mit Fragen, Anregungen, Hilfsangeboten, wenn Sie Hilfe brau-
chen, wenn sie einfach mal reden möchten….

Kath. Pfarrei  
Hl. Philipp der Einsiedler, Göllheim

Gottesdienste am 24. Mai und an Pfingsten
Samstag, 23. Mai
18:30 Uhr Vorabendmesse in Weitersweiler und Zell
Sonntag, 24. Mai
10:00 Uhr Hl. Messe in Göllheim und Ottersheim
Pfingsten:
Samstag, 30. Mai
18:30 Uhr Vorabendmesse in Weitersweiler und Zell
Sonntag, 31. Mai
10:00 Uhr Hl. Messe in Göllheim und Ottersheim
Montag, 1. Juni
08:30 Uhr Hl. Messe in Weitersweiler und Zell
Montag, 1. Juni
10:00 Uhr Hl. Messe in Göllheim und Ottersheim

Aus Vereinen und Verbänden

Ottersheim

Zwei neue Spielgeräte auf dem  
Ottersheimer Spielplatz

Da in den vergangenen Jahren immer wieder der Zustand der Kinder-
wippe auf dem Ottersheimer Kinderspielplatz bemängelt wurde, hat der 
Gemeinderat auf Vorschlag von Ortsbürgermeister Rüdiger Kragl im 
Januar 2020 die Anschaffung einer neuen Kinderwippe beschlossen. 
Dabei fand auch die Anregung zusätzlich ein Karussell aufzustellen ein-
hellige Zustimmung.
Als die bestellten Spielgeräte geliefert waren, musste nur noch ein ge-
eigneter Zeitpunkt abgewartet werden um die neuen Angebote auf dem 
Spielplatz aufzubauen. So trafen sich Anfang Mai einige freiwillige Helfer 
um die beiden Fundamentlöcher auszubaggern und die Verankerungen 
einzubetonieren.
Nachdem den Fundamenten auch einige Zeit zum Aushärten gegönnt 
wurde, konnten die letzten Montagearbeiten abgeschlossen werden.
Am Samstag den 16. Mai wurde dann der Spielplatz in Ottersheim „in 
Neuem Glanz“ wiedereröffnet und für die Kinder zum Spielen freigege-
ben.
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Allgemeines

Seniorendomizil Haus Antonius
Briefe und Bilder für unsere Bewohner – 
Kleine Freuden mit großer Wirkung!
Das Coronavirus bringt unser aller Leben durcheinander. Besonders 
schwer trifft es aktuell unsere Bewohnerinnen und Bewohner. Um die 
Ausbreitung des Virus zu verhindern, dürfen Angehörige und Freunde 
nur noch in Ausnahmefällen ihre Liebsten besuchen. Um unseren Senio-
ren in dieser schweren Zeit eine Freude zu schenken, zählen wir auf Ihre 
Hilfe und Unterstützung! Ob Jung oder Alt, jeder kann Briefe und Bilder 
an unsere Bewohner senden.
Und so einfach funktioniert es: Schicken Sie unseren Bewohnern Briefe, 
Bilder oder Gebasteltes. Machen Sie Mut und zaubern Sie unseren Se-
nioren ein Lächeln ins Gesicht. Die Briefe und Bilder können per Post 
oder E-Mail an unser Seniorendomizil Haus Antonius verschickt 
werden.
Unsere Bewohnerinnen und Bewohner freuen sich über viele Zusendun-
gen! Herzlichen Dank.
Gemeinsam für unsere Bewohner.
Kontakt: Seniorendomizil Haus Antonius, Königkreuzstraße 38-40, 
67307 Göllheim, haus-antonius@compassio.de

Informationen außerhalb

Bergmannsverein  
Glück Auf 1966 Oberes Eistal e.V.

Absage Wanderung und Tagesausflug
Aus gegebenem Anlass wird der Bergmannsverein Glück Auf 1966 Obe-
res Eistal e.V. seine geplante Wanderung am 28.05.2020 und seinen 
Tagesausflug am 13.06.2020 ausfallen lassen. Ersatztermine werden 
unter der Berücksichtigung der zukünftigen Gegebenheiten rechtzeitig 
bekannt gegeben.

Verlagsmitteilungen

Zusendung von Textbeiträgen
Sehr geehrte Damen und Herren,
wir möchten Sie freundlichst bitten, unser Redaktionssystem (Con-
tentManagementSystem/CMS) zur Zusendung Ihrer Berichte und 
ggf. Fotos zu nutzen. Die Nutzung ist für Sie kostenlos.
Bitte melden Sie sich hierzu auf meinwittich.de an. Dort erhalten Sie 
weitere Informationen.
Die Textbeiträge die per E-Mail oder Fax gesendet werden, kön-
nen nicht berücksichtigt werden.
Vielen Dank für Ihr Verständnis.
LINUS WITTICH Medien KG, Redaktion

Redaktionsschlussvorverlegungen
KW 23 Pfingstmontag
auf Freitag, 29.05.2020

KW 24 Fronleichnam
auf Freitag, 05.06.2020

KW 40 Tag der Deutschen Einheit
keine Vorverlegung

KW 45 Allerheiligen
keine Vorverlegung

KW 51 Vorweihnachtswoche
auf Freitag, 11.12.2020

KW 52 Weihnachtswoche
auf Freitag, 17.12.2020

KW 53 Silvester
keine Erscheinung

9.00 Uhr im Verlag
Vielen Dank für Ihr Verständnis.
LINUS WITTICH Medien, Redaktion

DATENSCHUTZ GEHT UNS ALLE AN...
Diskutieren Sie mit uns auf

blog.wittich.de!

Jetzt online buchen 
und gestalten:
anzeigen.wittich.de

Farbanzeigen fallen auf!
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immobilien Welt

06502 
9147-0

Ab sofort provisionsfrei zu vermieten
67307 Göllheim, Kloster-Rosenthal-Straße

3 x 3 Zimmer, Küche, Bad, Südbalkon, PKW-Stellplatz,
Wohnfläche ca. 89 m², KM 580 €, NK 175 €, Stellpl. 45 €,

3 KM Kaution. Telefon werktags 0171-23280754

Privat sucht bauplatz für Wohnhaus 
Zahle über marktpreis 

Gerne auch großes Grundstück, zweite Reihe  
oder Teil eines Gartens, oder Abrisshäuser. 

Tel.: 0177/3753345

Für unser Werk in Eisenberg (Pfalz)  
suchen wir einen

Fertigungsmitarbeiter (m/w/d)

Als einer der innovativsten Hersteller von Kunststoffgehäusen mit höchsten 
Qualitätsansprüchen suchen wir für unsere Fertigung einen verantwor-
tungsbewussten Mitarbeiter (m/w/d).

Ihre Aufgaben:
• Bedienen von Fräsmaschinen (Datron)
• Selbstständiges Einrichten der Maschinen
• Eingabe ins System (keine Programmierung)
• Einlegen von unterschiedlichen Kunststoffplatten nach Auftrag und 

Zeichnung
• Starten des Bearbeitungsvorgangs und Überwachung sowie Abnahme
• Qualitätsprüfung nach Zeichnung mittels Messschieber etc.
• Bereitschaft zur Schichtarbeit

Ihr Profil:
• Erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung im handwerklichen Bereich
• Berufserfahrung im Bedienen von Maschinen
• Technisches bzw. handwerkliches Verständnis, Zuverlässigkeit,  

Flexibilität, selbstständige Arbeitsweise und hohe Eigenmotivation
• Körperliche Belastbarkeit sowie präzises Arbeiten
• Gabelstaplerführerschein von Vorteil

Wir bieten:
• Ein faires und unterstützendes Betriebsklima in einem dynamischen 

Umfeld
• Klare Verantwortungsbereiche mit Raum für persönliche Entfaltung
• Ein interessantes, anspruchsvolles und abwechslungsreiches  

Aufgabengebiet

Haben wir Ihr Interesse geweckt? 
Dann senden Sie uns Ihre aussagekräftige Bewerbung unter Angabe Ihrer 
frühesten Verfügbarkeit sowie Ihrer Gehaltsvorstellung per E-Mail an  
Frau Johanna Prsa unter j.prsa@mentec.de. Weitere Informationen zu 
unserem Unternehmen finden Sie unter www.mentec.de. 
mentec GmbH • Floriansbogen 2–4 • 82061 Neuried
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jobboerse
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Weitere Stellenangebote online unter

STEllEN Markt

Covid-19
Comeback  20

Covid-19Covid-19Covid-19‚

Endlich dürfen Geschäfte wieder öffnen!

Damit das so bleibt, haben wir die passenden 
Corona-Schutz-Produkte für Sie.

Comeback  20

Endlich dürfen Geschäfte wieder öffnen!

WIEDERERÖFFNUNG

WIEDERERÖFFNUNG
WIEDERERÖFFNUNG

Ihre Onlinedruckerei von LINUS WITTICH Medien 

09191 72 32 88 www.LW-fl yerdruck.de

Wir haben die 
passende Ausstattung

TresenschutzBodenaufkleberMund- und Nasenmasken Hinweis-AufstellerHinweisplakate

Wir haben die 
passende Ausstattung

SCHÜTZEN SIE SICH UND IHRE KUNDEN
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www.auto-mueller-eisenberg.de

SOMMERCHECK
(19,95 Euro zuzügl. Material)

– Prüfung auf Fahrsicherheit
– Flüssigkeitskontrolle
–  Kontrolle der Bremsanlage, 

Fahrwerk und Reifen

Auto Müller GmbH

Ebertsheimer Str. 18

67304 Eisenberg

Telefon: 06351 - 122 510

info@automuellereisenberg.de

GUTSCHEIN SONAX-XTREME (3l)

Gültig bis 30.08.2020

Wir beraten Sie gerne

Ihr Team im Verkaufsinnendienst
nicola bidinger  
Tel.: 06502 9147-151 | n.bidinger@wittich-foehren.de

ingrid Krütten  
Tel.: 06502 9147-275 | i.kruetten@wittich-foehren.de

Yvonne Wiedenfeld  
Tel.: 06502 9147-154 | y.wiedenfeld@wittich-foehren.de

Anzeigen | Beilagen | Drucksachen
www.wittich.de

LINUS WITTICH Medien KG | Europa-Allee 2, 54343 Föhren | Tel. 06502 9147-0

67316 CARLSBERG 2 · AM TALHAUS 1
Tel.: 06356 / 351 · Fax:  06356 / 8066

E-Mail: mgs_lautensack_gmbh@t-online.de · www.mgs-lautensack.de

Design

in Stein
• Wandverkleidungen
• Grabdenkmäler
• Fensterbänke
• Bodenbeläge
• Treppenanlagen
• Küchenarbeitsplatten
• Marmor- und Granitfliesen

Bauschutt 
Altpapier 
gem. Abfälle 
Grünabfälle
Altholz
Sonderabfälle
uvm.

Hotline 
06303 804-0 

www.jakob-becker.de

// Lieber Frühjahrsputz 
als Winterschlaf.
Passende Container für 
jede Entsorgung

Hotline 

Garten- & landschaftsbau Fa. leonard, Kerzenheim 
führt aus: Pflasterarbeiten und Gartengestaltung z.B. Teiche an-
legen, Bäume zurückschneiden + fällen, Zäune einsetzen, Holz-
terrasse entfernen, PVC-Terrasse einbauen, kostenlose Beratung, 
inkl. Abfuhr Tel.: 0 63 51 / 1 44 18 07 oder 01 76 / 72 18 83 72

Dienstleistungen aller Art und Abriss (Mulcharbeiten)
Deutsches Forst-Service-Zertifikat

• Baumfällungen • Heckenschnitt • Mäh- und Baggerarbeiten
(auch in schwierigem Gelände) mit Entsorgung • Abrollcontainer 

Telefon 01 73 / 3 41 45 50 oder 01 57 / 30 09 53 79 Fa. Afrim Bytyqi

Gartenpflege + mehr: Firma Magbau, Göllheim
Bäume fällen, Heckenschnitt, Rasenpflege, Pflasterarbeiten,
Zaunarbeiten, Gartenmauern und Fliesen legen, Baggerarbeiten,
Abrissarbeiten mit kostenloser Entsorgung, …

Tel. 0 63 51 / 999 70 55 oder 0152 / 55 47 39 26___________________________________________________


